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1. NACHRICHTEN DES ALD UND DER DEGA 

1.1. Mitgliederversammlung des ALD am 26.03.2026 

Am 26. März 2026 fand die 19. Mitgliederversammlung des Arbeitsrings Lärm der Deutschen Ge-
sellschaft für Akustik e.V. (ALD) während der DAGA in der gewohnten Form als Präsenzveranstal-
tung statt. Teilgenommen haben 16 Mitglieder und 3 Gäste. In einer Präsentation stellte der Vorsit-
zende Dr. Beckenbauer dar, welche Aktivitäten der ALD seit der 18. Mitgliederversammlung leis-
tete und welchen Aufgaben sich der ALD in der am 1. April beginnenden Förderperiode stellen 
wird. Seine Ausführungen wurden ergänzt durch kurze Ausführungen der stellvertretenden Vorsit-
zenden Dr. Schreckenberg und Dr. Beckert.  

Der ALD konnte die zweijährige Förderperiode, die wenige Tage nach der Mitgliederversammlung 
endete, erfolgreich abschließen. Bei der Mitgliederversammlung wurden keine Beschlüsse gefasst. 
Das Protokoll wird dem Mitgliedern in Kürze zugesendet.  

 

1.2. Kurzer Bericht zur DAGA 2026 im Congress Center Dresden 

Die diesjährige DAGA fand vom 24. März bis zum 26. März statt mit einem Vorkolloquium am     
23. März, wobei an dem Tag auch der DEGA-Vorstandsrat unter Beteiligung der Vorsitzenden der 
Fachausschüsse und -gruppen zusammenkam. Der Vorstandsrat würdigte u.a. die Arbeit des ALD 
und nahm mit Genugtuung die Zusage über die Projektförderung des ALD durch das Umweltbun-
desamt zur Kenntnis. 

Die insgesamt vier Konferenztage boten mit mehr als 500 Vorträgen, über 100 Posterbeiträgen, 
einer runden Firmenausstellung sowie verschiedenen Exkursionen ein anspruchsvolles Programm. 
Wie nach jeder DAGA wird es auch dieses Mal in Kürze einen ausführlichen Tagungsband geben.  

Der ALD gestaltete gemeinsam mit der Bundesvereinigung gegen Schienenlärm (BVS) eine ganz-
tägige Strukturierte Sitzung zum Thema Bahnakustik mit insgesamt 13 Präsentationen, die gut be-
sucht war. Ein Abstract zu jedem Vortrag ist hinterlegt unter der Auflistung der Titel und der Vortra-
genden im Programm unter www.conforg.fr/bin/v2/time_table?dir=daga2026&day=4. Die Sitzung 
wurde gemeinsam von Uwe Ritterstaedt (BVS) und Michael Jäcker-Cüppers (ALD) moderiert. 

Am 26. März erfolgte die jährliche Mitgliederversammlung des ALD, über die separat in dieser Aus-
gabe des Newsletters berichtet wird (siehe 1.1). 

Im kommenden Jahr wird die DAGA in der Wissenschaftsstadt Darmstadt stattfinden. Erste Eindrü-
cke und Informationen sind zu finden unter https://www.daga2027.de/.  

 

1.3. 29. Tag gegen Lärm – International Noise Awareness Day 2026 

Motto: Der Sound von morgen!  

Tag gegen Lärm 2026: KI-gesteuerte Umweltgestaltung, insbesondere unter Beachtung akusti-
scher Aspekte und der Nutzung synergetischer Effekte 

Veränderungen in unserer Gesellschaft – wie etwa der Wandel der Mobilität und die zunehmende 
Verdichtung urbaner Räume – beeinflussen unsere akustische Umwelt. Neue Geräuschquellen wie 
beispielsweise Elektrofahrzeuge oder Drohnen kommen hinzu und andere verlieren an Bedeutung. 
Die Bewertung dieser Geräuschkulissen auch unter Berücksichtigung weiterer übergreifender Auf-
gaben, wie Klimaschutz und Hitzebekämpfung, verlangen nach ganzheitlicher Betrachtung. Tech-
nologische Fortschritte ermöglichen es, die akustische Umwelt durch kompatible Messverfahren 
und Bewertungen zu erfassen und zu beeinflussen. Technologien im Schallschutz sind beispiels-
weise lärmmindernde Baumaterialien wie Akustikfenster oder auch lärmdämmende Straßenbe-
läge. Die Elektromobilität zielt auf leisere Verkehrsmittel wie E-Autos, E-Bikes und E-Busse ab und 

http://www.conforg.fr/bin/v2/time_table?dir=daga2026&day=4
https://www.daga2027.de/
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lärmbewusstes Verhalten richtet sich auf die Förderung von Alternativen wie Radfahren und öffent-
licher Nahverkehr. Die Berücksichtigung von Klimaschutz und Schutz vor Lärm ermöglicht es, po-
tenzielle Synergieeffekte zu nutzen und die Wirksamkeit von Maßnahmen zu maximieren. Das 
übergeordnete Ziel besteht darin, die Akzeptanz der Bevölkerung für entsprechende Maßnahmen 
zu fördern. Um dieses Ziel zu erreichen, ist es wichtig, die Voraussetzungen für Akzeptanz seitens 
der von Lärm betroffenen Bürgerinnen und Bürger zu verstehen. 

 

Die zentrale Veranstaltung der DEGA in Kooperation mit dem Umweltbundesamt fand heute Mit-
tag, also bereits einen Tag vor dem Tag gegen Lärm statt. 

Das detaillierte Programm der Veranstaltung finden Sie noch einmal unter https://www.tag-gegen-
laerm.de/fileadmin/tag-gegen-laerm.de/Aktueller_Aktionstag/2026/Programmflyer_Zentrale-Veran-
staltung_TGL2026.pdf. 

 

Sie können das aktuelle Plakat als pdf-Datei (auch als Druckdatei im DIN A2-Format) von der 
Website des „Tag gegen Lärm“ (siehe https://www.tag-gegen-laerm.de/aktueller-tag-gegen-
laerm/publikationen-2026) herunterladen.  
 
Das Logo „Der Sound von morgen“ und das allgemeine Logo zum Tag gegen Lärm, die Sie in Ih-
ren Publikationen unter Angabe des Tag gegen Lärm verwenden können, stehen Ihnen dort eben-
falls kostenfrei als Download zur Verfügung. 

 

Darüber hinaus haben Schulen, Verbände oder andere öffentliche Einrichtungen auch in diesem 
Jahr die Möglichkeit, den Lärmkoffer „Lärmdetektive – Dem Schall auf der Spur“ auszuleihen und 
diesen im Unterricht, an Projekt- oder Aktionstagen einzusetzen.  
Auch Aktionstage mit dem Lärmkoffer können wieder gebucht werden.  
Informationen dazu finden Sie unter https://www.tag-gegen-laerm.de/publikationen/laermkoffer.  

 

Bitte geben Sie auch in diesem Jahr Ihre Aktionen auf der Website des „Tag gegen Lärm“ un-
ter  https://www.tag-gegen-laerm.de/aktueller-tag-gegen-laerm/aktion-anmelden bekannt.  

Alle sollen erfahren, welche Aktionen im Rahmen des 29. Tag gegen Lärm 2026 durchgeführt wer-
den. 
Herzlichen Dank! 
 

Und überhaupt:  
Machen Sie mit am 29. Tag gegen Lärm – International Noise Awareness Day!   
 

Brigitte Schulte-Fortkamp, André Fiebig und Evelin Baumer 

 

1.4. Die DEGA sieht die aktuellen bundespolitischen Initiativen zur Vereinfachung 
des Bauens kritisch 

Die DEGA hat sich in ihrer Pressemitteilung vom 6. Februar 2026 – „Kostengünstiges Bauen und 
Schallschutz – Aufklärung und Transparenz gefordert“ -  kritisch zu den aktuellen bundespoliti-
schen Initiativen zur Vereinfachung des Bauens, z.B. durch den „Gebäudetyp E1“ geäußert 
(https://www.dega-akustik.de/fileadmin/dega-
akustik.de/publikationen/Pressemitteilung_DEGA_Bauen-und-Schallschutz.pdf): 

 
1  siehe „Gebäudetyp E – Gemeinsame Eckpunkte des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz und des Bundesmi-

nisteriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen“ vom 20.11.2025 
(https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/bauen/gebaeudetyp-e-
pm.pdf?__blob=publicationFile&v=2) 

https://www.tag-gegen-laerm.de/fileadmin/tag-gegen-laerm.de/Aktueller_Aktionstag/2026/Programmflyer_Zentrale-Veranstaltung_TGL2026.pdf
https://www.tag-gegen-laerm.de/fileadmin/tag-gegen-laerm.de/Aktueller_Aktionstag/2026/Programmflyer_Zentrale-Veranstaltung_TGL2026.pdf
https://www.tag-gegen-laerm.de/fileadmin/tag-gegen-laerm.de/Aktueller_Aktionstag/2026/Programmflyer_Zentrale-Veranstaltung_TGL2026.pdf
https://www.tag-gegen-laerm.de/aktueller-tag-gegen-laerm/publikationen-2026
https://www.tag-gegen-laerm.de/aktueller-tag-gegen-laerm/publikationen-2026
https://www.tag-gegen-laerm.de/publikationen/laermkoffer
http://www.tag-gegen-laerm.de/publikationen/downloads/aktuelle-materialien
http://www.tag-gegen-laerm.de/publikationen/downloads/aktuelle-materialien
https://www.tag-gegen-laerm.de/aktueller-tag-gegen-laerm/aktion-anmelden
https://www.dega-akustik.de/fileadmin/dega-akustik.de/publikationen/Pressemitteilung_DEGA_Bauen-und-Schallschutz.pdf
https://www.dega-akustik.de/fileadmin/dega-akustik.de/publikationen/Pressemitteilung_DEGA_Bauen-und-Schallschutz.pdf
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/bauen/gebaeudetyp-e-pm.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/bauen/gebaeudetyp-e-pm.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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„Die derzeitigen politischen Initiativen zum „Bau-Turbo“ und vor allem zum »Gebäudetyp E bewer-
tet die Deutsche Gesellschaft für Akustik e.V. (DEGA) kritisch, weil sie eine Senkung der Baukos-
ten auch durch Verzicht auf bewährte Qualitätsstandards für den Schallschutz im Hochbau zum 
Ziel haben.“ 

„Die Deutsche Gesellschaft für Akustik e.V. (DEGA) weist darauf hin, dass Bauen mit verminder-
ten Standards zu Einbußen bei der Wohnqualität und beim Immobilienwert führen kann. Ein-
sparungen beim Schallschutz können das Zusammenleben der Bewohner aufgrund einer vermin-
derten Wohnqualität merklich beeinträchtigen. Im Gegensatz zu anderen Anforderungen (z.B. Wär-
meschutz) kann vor allem der Trittschallschutz nach Fertigstellung eines Gebäudes nachträglich 
nur mit großem baulichem und finanziellem Aufwand verbessert werden. Diese Risiken dürfen in 
Politik und Medien in der aktuellen Diskussion nicht verschwiegen werden und müssen wie in an-
deren Fachgebieten transparent dargestellt werden.“ 

 

1.5. Stellungnahme zur Public Viewing zur Fußball-Weltmeisterschaft 2026 

In schöner Regelmäßigkeit wird seit 2006 anlässlich von Fußball-WM bzw. Fußball-EM eine Fern-
sehdarbietungsverordnung als temporäre Verordnung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz in 
Kraft gesetzt. Auch zur Fußball-WM 2026 folgt das Bundesumweltministerium diesem Muster. Der 
ALD erhielt – wie schon früher – mit knapper Terminsetzung Gelegenheit zur Stellungnahme. Da 
der Entwurf der Verordnung lediglich die minimal notwendigen Aktualisierungen gegenüber der 
Fernsehdarbietungsverordnung von 2024 enthält, nimmt das Bundesumweltministerium wohl an, 
dass kein Erörterungsbedarf besteht und damit wenige Tage für die Erarbeitung einer Stellung-
nahme ausreichen. 
Allerdings wird mit der knappen Frist dem ALD die Möglichkeit einer sorgfältigen Stellungnahme 
genommen, die im Hinblick auf die Austragungszeiten der Spiele angezeigt wäre.  
In seiner Stellungnahme verweist der ALD auf seine Ausführungen zur Fußball-Europameister-
schaft 2024, da wiederum nicht zu erkennen ist, dass mit dem Verordnungsentwurf ein Konzept 
verfolgt wird, mit dem unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen – hier durch Geräusche – 
auf das nach § 22 BImSchG geforderte Mindestmaß beschränkt werden. Dabei ist aus der Begrün-
dung zu entnehmen, dass der Verordnungsgeber wohl erkannt hat, dass bei dieser Weltmeister-
schaft die Mehrzahl der Spiele einschließlich ihrer Verlängerung in die Ruhezeit und vor allem weit 
in die Nachtzeit hinein stattfinden wird. Der ALD kann nicht nachvollziehen, warum der Verord-
nungsgeber unter diesen besonderen Umständen darauf verzichtet, dem Vollzug zum Beispiel in 
der Verordnungsbegründung im Besonderen Teil eine Handreichung für die Prüfung der Zulässig-
keit von Orten für Fernsehdarbietungen zu geben. Als Erkenntnisquelle dafür bietet sich insbeson-
dere Punkt 4.4.3 der Freizeitlärmrichtlinie der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz 
LAI an.  
Die pauschale Behauptung, dass aus dem großen Interesse an der Fußball-WM ein hoher Bedarf 
„an einem gemeinsamen Erleben bei der Übertragung auf Großleinwänden“ folgt, bezweifelt der 
ALD angesichts der ungewöhnlichen Austragungszeiten. Verwiesen wird auch auf das geringe In-
teresse an der Darbietung auf Großleinwänden bei der Fußball-EM 2024 (Repräsentative Umfrage 
der Universität Hohenheim, Stuttgart, zu EM-Erwartungen, Vermarktung, Medienverhalten und so-
zialen Aspekten, Pressemitteilung vom 10.06.2024, https://www.uni-hohenheim.de/pressemittei-
lung?tx_ttnews%5Btt_news%5D=62669&cHash=570e64948fbed6b692b73e59a3b92178).  

Der ALD hat deshalb gegenüber dem Bundesumweltministerium seine Erwartung geäußert, dass 
der Verordnungsgeber im Nachgang der Fußball-WM 2026 erhebt, wie viele Fernsehdarbietungen 
auf Großleinwänden in Deutschland stattfanden und wie viele Darbietungen nur durch Erlass der 
Verordnung möglich wurden, um zukünftig den Bedarf solch einer temporären Verordnung auf 
Bundesebene zu klären. Hier kann die von der Universität Hohenheim geplante erneute Umfrage 
hilfreich sein. Zudem kann aus einer sorgfältigen Bedarfsanalyse abgeleitet werden, ob eine Diffe-
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renzierung zwischen strengeren Anforderungen zum Schutz gegen Lärm bei den Spielen der Vor-
runden gegenüber den finalen Spielen erforderlich ist. Diese Differenzierung hält der ALD im Inte-
resse der Wahrung der Nachtruhe für notwendig.  
In seiner Stellungnahme kommt der ALD wie schon 2022 und 2024 zu dem Fazit, dass er ein sorg-
fältiger durchdachtes Vorgehen hinsichtlich einer Regelung erwartet hat, die dem Schutz gegen 
Lärm bei öffentlichen Fernsehdarbietungen im Freien dienen soll, wobei insbesondere auf das In-
teresse der Nachbarschaft mehr Rücksicht zu nehmen ist. Die Stellungnahme des ALD ist auf der 
Internetseite zu finden unter https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-
Stellungnahmen/2026/Stellungnahme__ALD_Public-Viewing-VO_Fussball-WM_2026.pdf. 
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2.  THEMEN 

2.1. Umweltbewusstsein in Deutschland 2024 – Umweltbundesamt veröffentlicht 
den wissenschaftlichen Bericht 

Einer der wichtigsten Indikatoren zum Ausmaß der Beeinträchtigungen durch Geräusche in 
Deutschland wird im Rahmen der Umfrage des Bundesumweltministeriums und des Umweltbun-
desamts (UBA) zum „Umweltbewusstsein in Deutschland“ ermittelt. Diese Umfrage wird seit 1996 
alle zwei Jahre durchgeführt und enthält auch Fragen zur Belästigung der Bevölkerung durch ver-
schiedene Lärmarten (Straßenverkehr, Schienenverkehr, Flugverkehr, Industrie und Gewerbe, 
Nachbarn). Die Datenreihe seit 1996 erlaubt damit auch einen Überblick über die zeitliche Entwick-
lung der Lärmbelästigung, wobei die Vergleichbarkeit allerdings durch methodische Änderungen 
(z.B. bei der Fragestellung und der Erhebungsmethode) eingeschränkt ist. Die aktuelle Studie 
wurde im Herbst 2024 durchgeführt, dazu wurden rund 2.500 Personen im Rahmen einer reprä-
sentativen Umfrage befragt. Die Ergebnisse der Umfrage sind dokumentiert worden in 
• dem Kurzbericht zur Bevölkerungsumfrage – Umweltbewusstsein in Deutschland 2024 - 

Kurzbericht zur Bevölkerungsumfrage (Juni 2025) und 

• dem Tabellenband zur Befragung: Aufschlüsselung der Befragungsergebnisse nach 
soziodemografischen Merkmalen (Juni 2025) 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publika 
tionen/ubs24_hauptbefragung_tabellenband.xlsx . 

• sowie in dem jetzt veröffentlichten wissenschaftlichen Bericht (Umweltbundesamt (2026): 
„Umweltbewusstseinsstudie [UBS] 2024 – Vertiefende Analysen“, Januar 2026. TEXTE 
01/2026 – 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/11850/publikationen/01_2026_te
xte.pdf. 

Im ALD-Newsletter Nr. 2/2025 waren im Abschnitt 2.2.2 „Aktuelle Daten zur Lärmbelästigung in 
Deutschland erschienen“ die wichtigsten Ergebnisse zum Thema Lärm bereits vorgestellt worden. 

Zusätzlich zur Hauptbefragung wurden ergänzende, qualitative und quantitative Erhebungen 
durchgeführt, unter anderem zum Thema Klimaanpassung und zum Schwerpunktthema „Umwelt, 
Gesundheit und Lebensqualität“. 

„In den empirischen Erhebungen der Umweltbewusstseinsstudie 2024 sollte insbesondere die 
subjektive Wahrnehmung der Lebensqualität untersucht werden. Dabei sollte in den Fokus-
gruppen [siehe unten] die umweltbezogene Lebensqualität im Fokus stehen. „Umweltbezogen“ 
zielt darauf ab, die wechselseitigen Beziehungen zwischen Lebensqualität und Umwelt zu be-
schreiben. Mit „Umwelt“ ist insbesondere die natürliche Umwelt, inklusive Wasser, Luft, Boden, 
Lärm, Klima und Biodiversität gemeint. (S. 30, Hervorhebungen durch die Redaktion).“ 

„In der Politik hat der Leitbegriff der „Lebensqualität“ die eindimensionalen Ziele des materiellen 
Wohlstands und Wachstums abgelöst und betrachtet neben ökonomischen auch soziale und öko-
logische Dimensionen als essenziell für das „gute Leben“ und die Zufriedenheit der Bürger*innen“ 
(S.39).  

Es gab vier Fokusgruppen zur Exploration des Schwerpunktthemas „Umweltbezogene Lebensqua-
lität“ (S. 38) mit der folgenden Zusammensetzung: 

• Ostdeutschland, einkommensschwach2, formal niedriger Bildungsgrad 

• Ostdeutschland, einkommensstark, bildungsnah 

• Westdeutschland, einkommensschwach, formal niedriger Bildungsgrad 

• Westdeutschland, einkommensstark, bildungsnah 

 
2  Die deutliche Überrepräsentation der einkommensschwachen Personen in den Fokusgruppen resultierte aus der folgenden Erkennt-

nis: „In der Stichprobe der Hauptbefragung der UBS 2024 waren Personen mit niedrigem formalem Bildungsgrad und einem Haus-
haltseinkommen unter 2.000 Euro unterrepräsentiert. Gleichzeitig zeigten frühere sowie auch die aktuelle Umweltbewusstseinsstudie, 
dass soziale Ungleichheit eine der zentralen Kategorien darstellt, anhand derer sich Wahrnehmung und Betroffenheit von Umwelt- 
und Klimathemen unterscheiden.“ 

https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/479/publikationen/uba_umweltbewusstsein_in_deutschland_2024_kurzbericht_bf_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/479/publikationen/uba_umweltbewusstsein_in_deutschland_2024_kurzbericht_bf_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publika%20tionen/ubs24_hauptbefragung_tabellenband.xlsx
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publika%20tionen/ubs24_hauptbefragung_tabellenband.xlsx
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/11850/publikationen/01_2026_texte.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/11850/publikationen/01_2026_texte.pdf
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Die Treffen dieser „vier Fokusgruppen fanden zu je 90 Minuten mit jeweils acht Teilnehmenden on-
line statt. Sie dienten dazu, das Schwerpunktthema „Umwelt, Gesundheit und Lebensqualität“ qua-
litativ zu explorieren, in seiner thematischen Komplexität zu fundieren und relevante Subthemen zu 
identifizieren“ (S. 38).  

Exemplarisch seien hier zwei Personen zitiert:  
„Lärm und Ruhe waren Aspekte der Umweltqualität, die die Lebensqualität der Teilnehmenden 
stark beeinflussen. Straßen-, Flug- und Schienenlärm beeinträchtigten die Lebensqualität/ im-
mens“  
„Was nicht so gut ist, ist ein ziemlicher Lärmpegel, weil bei uns der Flughafen in der Nähe ist. 
Und die Autobahn ist auch nur 500 Meter weg. Also wenn ich draußen sitze, das ist schon laut. 
Oder wenn ich das Fenster auf habe am Abend, in der Nacht, also das hört man schon. Also das 
stört mich bei uns“ (Mann, 28, NRW, Großstadt, niedriges Einkommen).  
Ruhe hingegen wurde als positiver Teil der Lebensqualität geschätzt: 
„Aber es ist wirklich eine Oase. Ich komme so gern nach Hause, weil es einfach ruhig ist“ (Frau, 
68, SH, Land, hohes Einkommen) (S. 103/104, Hervorhebungen durch die Redaktion). 

Ergänzend stellt der Bericht fest: 
„Mehr Ruhe und verbesserter Zugang zu Grünflächen wurden von den Teilnehmenden als häufige 
Gründe für den Umzug aus der Stadt in ländlichere Gebiete genannt. Lärm von Autos, Schienen 
oder Flugzeugen wurde jedoch gleichermaßen von Menschen in der Stadt wie auf dem Land als 
störend empfunden.“ (S. 104) 

 

2.2. Schallemissionen beim Ladevorgang elektrisch betriebener Fahrzeuge 

Unter diesem Titel hat das Umweltbundesamt im Febr. 2026 als Texte | 32/2026 einen For-
schungsbericht publiziert 
(https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/2026-
02/32_2026_TEXTE.pdf).  

Anlass, Methodik und Ergebnis des Vorhabens sind in der Kurzbeschreibung zusammengefasst: 

„Die Bundesregierung vereinbarte im Koalitionsvertrag von 2021 eine Zielvorgabe von 15 Mio. zu-
gelassenen Elektroautos in Deutschland bis 2030. Für dieses Ziel ist u.a. auch der Aufbau einer 
Ladeinfrastruktur notwendig. Bis zum jetzigen Zeitpunkt war jedoch nicht klar, welche Auswirkun-
gen auf die Umwelt u.a. die Errichtung von Schnellladesäulen mit sich bringt. Die folgende Publika-
tion enthält eine messtechnisch ermittelte Zusammenstellung der mit einzelnen Ladevorgängen 
von Elektroautos verbundenen Geräuschemission und wie diese Ergebnisse für die weitere Ver-
wendung in Prognosemodellen heranzuziehen sind. Untersucht wurden Ladevorgänge von [6] Pkw 
verschiedener Klassen (Kleinwagen, Mittelklasse, SUV) an [4] verschiedenen Ladesäulen (DC La-
dung an Schnellladesäulen von 150- bis 300-kW-Leistung und an 11-kW-Wallboxen)“. 

Sowohl die Ladesäulen als auch die zu ladenden Fahrzeuge erzeugen Geräuschemissionen, über-
wiegend durch die erforderlichen Kühlungen. Deshalb war eine Nahfeldmessung im Abstand von 
0,5 m von den jeweiligen Lüftungsöffnungen zur Separierung der Quellen erforderlich. Die Emissi-
onen der Schnellladesäulen dominieren. Sie hängen stark vom Verlauf des Ladevorgangs (und da-
mit vom Fahrzeugtyp) ab und sind spätestens ab einem Ladezustand von 60 % deutlich niedriger 
(bis zu 20 dB(A)). Die gemessenen maximalen Schallleistungspegel der Ladesäulen von bis zu 80 
dB(A) sind durchaus relevant:  

„Die höchste Schallleistung jeder Ladesäule ergibt sich bei den Fahrzeugen mit der höchsten Leis-
tungsaufnahme (Tesla Y: bis 175 kW und Mercedes Benz EQC 400: bis 150 kW). Diese liegen für 
die Ladesäule „Tesla Supercharger“ bei bis zu 80 dB(A) (Tesla Y) bzw. 77 dB(A) (Mercedes Benz), 
für die Ladesäule HYC 150 bei 79 dB(A) bzw. 77 dB(A) und für die Ladesäule HYC 300 bei 76 
dB(A) bzw. 75 dB(A). Bei den Fahrzeugen mit geringerer Leistungsaufnahme ergeben sich um 
3 dB bis 10 dB geringere Schallleistungspegel an der Säule.“ (S.43) 

https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/2026-02/32_2026_TEXTE.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/2026-02/32_2026_TEXTE.pdf
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Für standardisierte Ladevorgänge lassen sich dann die über eine Stunde gemittelten Schallleis-
tungspegel sowohl für die Fahrzeuge als auch die Ladesäulen – hier gestaffelt nach zwei Leis-
tungsstufen – festlegen (siehe S. 58/59), womit eine Prognose nach TA Lärm ermöglicht wird. Ana-
lysen der Frequenzspektren zeigen, dass „immissionsseitig […] ein Tonhaltigkeitszuschlag von 
3 dB zu berücksichtigen“ ist (S. 59). Geräuschemissionen von Ladevorgängen an Wallboxen kön-
nen wegen ihrer deutlich niedrigeren Leistungen vernachlässigt werden. 

                                                   

2.3. Aktualisierte Lärmkosten im Handbuch Umweltkosten des Umweltbundesamts 

Das Umweltbundesamt UBA hat sein Handbuch zu den Umweltkosten aktualisiert: „Handbuch Um-
weltkosten Methodenkonvention 4.0“, vom Dez. 2025 
(https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/479/publikationen/2026-
02/UBA_Handbuch%20Umweltkosten_Methodenkonvention%204.0.pdf). 

Das Handbuch enthält auch eine Aktualisierung der Lärmkosten (siehe Kapitel 5.2 „Kostenansätze 
für Lärm“). 

Im Vergleich zu den verkehrsbezogenen Umweltkosten bei anderen Schadensbereichen (Treib-
hausgase, Luftverschmutzung usw.) sind die Daten lückenhaft. Es werden z.B. keine spezifischen 
Lärmkosten abgeleitet, also auf die Fahrleistung bezogene Lärmkosten der verschiedenen Ver-
kehrsmittel. Methodisch werden die Lärmkosten nicht durch direkte Kosten-Expositions-Wirkungs-
beziehungen wie die Zahlungsbereitschaft für mehr Ruhe als Funktion der Geräuschbelastung, 
sondern durch Bezug auf das Burden-of-Disease-Konzept (Bestimmung der DALYs, Disability- 
adjusted life years). 

„DALYs quantifizieren Gesundheit in Form verlorener gesunder Lebensjahre und stellen ein Nega-
tivmaß der Bevölkerungsgesundheit dar. Lebensjahre können zum einen durch vorzeitiges Ver-
sterben vor dem Erreichen eines bestimmten Alters (years of life lost due to premature mortality, 
YLL) und zum anderen durch gesundheitliche Einschränkungen verloren gehen (years lived with 
disability, YLD). Die mit einer gesundheitlichen Einschränkung verbrachten Lebensjahre gehen mit 
einer unterschiedlichen Gewichtung je nach Krankheitsschwere in die Berechnung ein. DALYs 
werden für einen bestimmten Gesundheitsendpunkt, ein Bezugsjahr oder -zeitraum und einen Be-
zugsraum berechnet“ (Tobollik-Myriam-Diss-kum_Synopse_final.pdf, S. 12). 

Dazu werden die Expositions-Wirkungs-Beziehungen genutzt, also der Zusammenhang der ver-
schiedenen Beeinträchtigungsformen mit den Geräuschimmissionen, z.B. der Grad der starken 
Belästigung als Funktion der gewichteten Tag-Abend-Nacht-Belastung Lden in dB(A). Diesen Expo-
sitions-Wirkungs-Beziehungen werden dann gemäß dem DLY-Ansatz zu Expositions-Kosten-
Funktionen transformiert. 

Mit den bekannten Belastungsdaten gemäß der EU-Lärmkartierung lassen sich dann die Lärmkos-
ten für die verschiedenen Verkehrsarten bestimmen. Das bedeutet natürlich, dass die einge-
schränkte Aussagekraft der Belastungsdaten nach der Umgebungslärmrichtlinie (zu hohe akusti-
sche und verkehrsmengenbezogene Kartierungsschwellen) sich auch auf die Lärmkosten auswir-
ken und diese deutlich unterschätzen. Erschwerend kommt hinzu, dass für viele Beeinträchti-
gungsformen die Expositions-Kosten-Beziehungen unvollständig sind. Für den Schadensfall 
„Schlaganfall“ z.B. liegen solche Funktionen nur für den Luftverkehr vor.  

Im Handbuch werden die Schadenskosten in Deutschland bezogen auf die 4. Runde der Lärmkar-
tierung von 2022 deshalb nur für die Belästigungen und kognitiven Beeinträchtigungen bei Kindern 
bestimmt: 

„Die monetarisierten Gesundheitsauswirkungen im Zusammenhang mit Belästigungen und kogniti-
ven Beeinträchtigungen bei Kindern in Deutschland beliefen sich auf insgesamt 5,1 Mrd. € 2025 
durch Straßenverkehrslärm, 1,1 Mrd. € 2025 durch Schienenverkehrslärm und 415 Mio. € 2025 
durch Fluglärm. Andere lärmbedingte Auswirkungen sind in diesen Zahlen nicht enthalten, und es 

https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/479/publikationen/2026-02/UBA_Handbuch%20Umweltkosten_Methodenkonvention%204.0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/479/publikationen/2026-02/UBA_Handbuch%20Umweltkosten_Methodenkonvention%204.0.pdf
https://pub.uni-bielefeld.de/download/2957542/2957543/Tobollik-Myriam-Diss-kum_Synopse_final.pdf
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ist zu beachten, dass die zugrunde liegende Lärmkartierung nicht alle potenziellen Quellen für Ver-
kehrslärm berücksichtigt.“ (S. 45) 

Es bleibt zu wünschen, dass sowohl die Belastetendaten umfassender bestimmt als auch die Lü-
cken in den Kosten-Wirkungs-Funktionen3 bald geschlossen werden, damit realistischere Kosten-
daten ermittelt werden können. Ein methodischer Vergleich mit den Ergebnissen auf der Basis di-
rekter Schadenskostenfunktionen erscheint wünschenswert. 

 

2.4. Aktuelle Studie der Björn-Steiger-Stiftung zu Tempo-30 im Straßenverkehr 

Die Björn-Steiger-Stiftung4 hat in einer aktuellen Metastudie die Auswirkungen von Tempo-30 im 
Straßenverkehr in 15 Städten und Regionen fast ausschließlich in Europa untersucht. 

„Metastudie zur Wirksamkeit von Tempo-30-Zonen“, Redaktionsschluss 08.12.2025, 
https://unfallpraevention.steiger-stiftung.de/wp-content/uploads/Broschuere_-MetaTempo30.pdf  

Die Stiftung fokussiert sich dabei gemäß ihres Stiftungszwecks auf Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit durch Tempo-30, hat aber auch die Wirkungen auf die Fahrtdauer – in der Diskussion ei-
nes der häufig vorgebrachten Argumente gegen Tempo-30 –, die Luftschadstoff- und Geräusche-
missionen sowie die Wahrnehmung der Anwohner bewertet. 

Resümee der Studie ist: 
„Insgesamt erweist sich die Einführung von Tempo-30-Zonen als wirkungsvoller Hebel für die 
Stadtentwicklung. Sie verbessert die Verkehrssicherheit, reduziert Emissionen und Lärmbelastung 
und steigert gleichzeitig die Lebensqualität. Unter Berücksichtigung aller vorliegenden Daten lässt 
sich festhalten: Die flächendeckende Einführung von 30 km/h-Geschwindigkeitsbegrenzungen be-
sitzt ein erhebliches Potenzial, Innenstädte sicherer, gesünder und lebenswerter zu gestalten.“ 
(S.25) 

Zur Minderung der Geräuschbelastungen werden nur die Beispiele Zürich und Graz zitiert (S. 23). 
In Zürich ergaben sich Reduzierungen von 1,6 dB für den LAeq,Tag und 1,7 dB für den LAeq,Nacht ge-
genüber Tempo 50. 

Auch zur Veränderung der Fahrtdauer liegen nur wenige Daten vor, sie bleibt „meist unverändert 
oder steigt nur minimal.“ (S. 25) 

Hilfreich ist auch das Literaturverzeichnis von aktuellen Untersuchungen, die meisten Quellen sind 
online verfügbar. 

Die Studie hat ein breites Medienecho gefunden, z.B.  

• Tagesspiegel vom 03.01.2026 
„Studie zum Effekt von Tempo 30“ 
https://www.tagesspiegel.de/berlin/studie-zum-effekt-von-tempo-30-sicherer-sauberer-und-
sogar-schneller--was-daten-aus-mehreren-landern-zeigen-15089485.html?be-
zuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion  

• ZDF am 03.01.2026 
„Studie: Tempo 30 sorgt für weniger Unfälle“ 
https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/tempo-30-studie-weniger-unfaelle-100.html 

• Deutschlandfunk am 04.01.2026 
„Studie zu Tempo 30: Weniger Unfälle, kaum längere Fahrzeit“ 
https://www.deutschlandfunk.de/studie-zu-tempo-30-weniger-unfaelle-kaum-laengere-fahr-
zeit-104.html  

• Spiegel online vom 03.01.2026 
„Tempo 30 - Ein paar Minuten mehr Fahrzeit. Aber weniger Unfälle. Und weniger Tote“ 
https://www.spiegel.de/auto/verkehrssicherheit-tempo-30-in-staedten-bremst-das-unfallrisiko-
erhoeht-die-fahrzeit-aber-kaum-a-8cfaaf8b-aa22-4651-8977-f04f2b5b7ab4 

 
3  der Zusammenhang zwischen den verkehrslärmbedingten Belästigungen, kognitiven Einschränkungen bei Kindern und Auswirkun-

gen auf die physische und psychische Gesundheit und den dadurch verursachten Kosten 
4  Gemäß Satzung ist der Zweck der Stiftung „die Verbesserung der Notfallhilfe in ihrem Gesamtbereich. Die Stiftung hilft überall, wo 

durch den Einsatz ihrer Mittel Leben und Gesundheit von Menschen im In- und Ausland erhalten, geschützt oder geschont werden 
können“. 

https://unfallpraevention.steiger-stiftung.de/wp-content/uploads/Broschuere_-MetaTempo30.pdf
https://www.tagesspiegel.de/berlin/studie-zum-effekt-von-tempo-30-sicherer-sauberer-und-sogar-schneller--was-daten-aus-mehreren-landern-zeigen-15089485.html?bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion
https://www.tagesspiegel.de/berlin/studie-zum-effekt-von-tempo-30-sicherer-sauberer-und-sogar-schneller--was-daten-aus-mehreren-landern-zeigen-15089485.html?bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion
https://www.tagesspiegel.de/berlin/studie-zum-effekt-von-tempo-30-sicherer-sauberer-und-sogar-schneller--was-daten-aus-mehreren-landern-zeigen-15089485.html?bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion
https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/tempo-30-studie-weniger-unfaelle-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/studie-zu-tempo-30-weniger-unfaelle-kaum-laengere-fahrzeit-104.html
https://www.deutschlandfunk.de/studie-zu-tempo-30-weniger-unfaelle-kaum-laengere-fahrzeit-104.html
https://www.spiegel.de/auto/verkehrssicherheit-tempo-30-in-staedten-bremst-das-unfallrisiko-erhoeht-die-fahrzeit-aber-kaum-a-8cfaaf8b-aa22-4651-8977-f04f2b5b7ab4
https://www.spiegel.de/auto/verkehrssicherheit-tempo-30-in-staedten-bremst-das-unfallrisiko-erhoeht-die-fahrzeit-aber-kaum-a-8cfaaf8b-aa22-4651-8977-f04f2b5b7ab4
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2.5. Bundesschallschutzprogramm für Livemusikspielstätten und Musikfestivals 

Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung BBSR hat im Dezember 2025 ein Bundes-
schallschutzprogramm für Livemusikspielstätten und Musikfestivals angekündigt. 
(https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/startseite/topmeldungen/bundesschallschutzprogramm.html) 

„Das Programm unterstützt ausgewählte Livemusikspielstätten und Musikfestivals bundes-
weit bei Umsetzung wirksamer Schallschutzmaßnahmen. 

Ziel des Projekts 
Übergeordnetes Ziel des Modellprojekts ist es, die Lärmbelastung durch Livemusikspielstätten und 
Musikfestivals nachhaltig zu reduzieren. Durch geeignete technische und bauliche Schallschutz-
maßnahmen sollen: 

• Überschreitungen gesetzlicher Lärmgrenzwerte gemindert, 

• konkrete Nutzungskonflikte entschärft und 

• die langfristige Existenz von Spielstätten und Festivals gesichert werden. 

Das konkrete Projektziel besteht in der praktischen Umsetzung dieser Schallschutzmaßnahmen an 
ausgewählten Standorten – als sichtbarer Beitrag zum Erhalt einer vielfältigen, zukunftsfähigen 
Musikkultur in Deutschland. 

Laufzeit und Fördervolumen 

• Laufzeit: November 2025 bis Dezember 2027 

• Fördervolumen: Insgesamt 3 Millionen Euro 

Mit den Mitteln werden bundesweit ausgewählte Livemusikspielstätten und Musikfestivals bei der 
Planung und Umsetzung von Schallschutzmaßnahmen unterstützt. Die fachliche Umsetzung und 
Begleitung erfolgt dabei durch die Initiative Musik in Zusammenarbeit mit der LiveMusikKommis-
sion. Für die Vorauswahl wird die Expertise von Verbänden und Netzwerken der Livemusikbranche 
herangezogen. Anschließend empfiehlt eine überwiegend fachlich besetzte Jury aus dieser Vor-
auswahl, welche Projekte gefördert werden sollten.“ 

 

2.6. Verkehrsreduzierte Innenstädte in Europa – ein Forschungsprojekt des Bun-
desinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 

Das BBSR hat in sieben europäischen Modellkommunen unterschiedlicher Größe, Raumstruktur 
und Lage untersuchen lassen, „mit welchen Strategien der Autoverkehr reduziert und urbane Le-
bensqualität gesteigert wird.“  

Es hat dazu zwei Berichte veröffentlicht: 

• BBSR (2026): Forschungsbericht „Verkehrsreduzierte Innenstädte gestalten 
Erkenntnisse aus europäischen Fallstudien“ 
ExWoSt-Informationen 55/4 , 2026 
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/exwost/55/exwost-55-4.html  

• BBSR (2025): Forschungsbericht „Verkehrsreduzierte Innenstädte – 
Erkenntnisse aus Europa“ 
ExWoSt-Informationen 55/2 , 2025 
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/exwost/55/exwost-55-2.html  

Die europäischen Modellstädte repräsentieren Metropolen, Groß- und Mittelstädte (siehe Ta-
belle 1, S. 9 in [BBSR (2026)] 

Metropolen 

• Paris 
mit 1.980.000  Einwohnern und 20.588 Einwohner/km² in der eigentlichen Stadt Paris inner-
halb der Métropole du Grand Paris5 („Metropole Groß-Paris“) mit 7.142.540 Einwohnern  

• Wien 
mit 1.980.000 Einwohnern und 4.773 Einwohner/km² 

 
5  Die Metropole Groß-Paris ist wiederum Teil des Ballungsraums Île-de-France mit 12.594.502 Einwohnern. 

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/startseite/topmeldungen/bundesschallschutzprogramm.html
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/exwost/55/exwost-55-4.html
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/exwost/55/exwost-55-2.html
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Großstädte  

• Zürich 
mit 436.332 Einwohnern und 4.748 Einwohner/km² 

• Delft 
mit 106.086 Einwohnern und 4.409 Einwohner/km²  

Mittelstädte  

• Umeå 
mit 92.000 Einwohnern und 2.629 Einwohner/km² 

• Villach  
mit 65.600 Einwohnern und 486 Einwohner/km² 

• Pontevedra 
mit 64.000 Einwohnern und 19.692 Einwohner/km² 

Abbildung 2.1 zeigt den wichtigen Indikator „Verkehrsmittelwahl“ für eine verkehrsreduzierte Stadt 
(Tabelle 1, S. 9 in [BBSR (2026)]). Zu beachten ist, dass der Indikator mit unterschiedlichen empiri-
schen Verfahren erhoben wird (Wahl des Stichtags und -jahrs, Umfang der Stichprobe, geographi-
sche Abgrenzung, untersuchte Wege usw.). Die Zahlen sind also nur eingeschränkt vergleichbar. 
So resultieren die niedrigen Anteile des Motorisierten Individualverkehrs MIV in Paris wie auch 
Pontevedra auch daraus, dass sich die Zahlen jeweils nur auf den Einwohnerverkehr der Kernstadt 
mit ihren sehr hohen Einwohnerdichten beziehen. Zur besseren Einordnung der Daten sei auf den 
ausführlichen Bericht über die Verkehrsmittelwahl im ALD-Newsletter 2/2025 (Abschnitt 2.9. „Neue 
Daten zur Mobilität in Deutschland“) verwiesen. Danach lag der durchschnittliche MIV-Anteil in 
deutschen Metropolen im Jahr 2023 bei 33 %. Relativ „verkehrsreduzierte“ Städte wie Berlin und 
München haben einen MIV-Anteil von knapp über 20 %. 

 

 

Abbildung 2.1: Verkehrsmittelwahl in 7 europäischen Modellkommunen (Quelle: Tabelle 1, S. 9, [BBSR (2026)]) 

 

Die Untersuchung hat vier wesentliche Hebel für verkehrsreduzierte Innenstädte identifiziert: 

• Aufwertung von Wohn- und Innenstadtbereichen 

• Parkraummanagement  
• Ausbau und die Priorisierung des öffentlichen Verkehrs.  
• Stärkung des Rad- und Fußverkehrs. 
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Das herausragende Beispiel ist Pontevedra, wo seit 1999 eine massive Reduzierung des MIV 
durch großflächige Umwandlung der Kernstadt in Fußgängerzonen und verkehrsberuhigte Berei-
che erreicht wurde. Der Wandel war aus der Not einer mit Pkw vollgestopften Stadt geboren wor-
den (siehe dazu auch Umweltbundesamt, Fact Sheet Pontevedra „Pontevedra – lange Tradition 
der „Fußgängerisierung“ der Innenstadt.“ https://www.umweltbundesamt.de/system/files/me-
dien/366/dokumente/factsheet_best_practice_muv_pontevedra.pdf).  

 

2.7. Online-Fachgespräch des Eisenbahn-Bundesamts zu „Radscharfe Detektion 
von Raddefekten/Flachstellen im Rahmen des Lärm-Monitorings“ 

Am 11.02.2026 hatte das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) zu einem Fachgespräch geladen, in dem 
der Einfluss von Raddefekten auf die Geräuschemissionen von Schienenfahrzeugen diskutiert 
wurden. 

Am Fachgespräch haben knapp über 30 Fachpersonen teilgenommen. 

Durch die Umrüstung der Güterwagen sind die Geräuschemissionen des Schienengüterverkehrs 
deutlich gesunken (auf Strecken mit gutem Schienenzustand um etwa 10 dB(A). Trotzdem gibt es 
immer noch Beschwerden der Anwohner an Schienenwegen aus Gründen der Lärmbelästigung. 
Die Langzeitmessungen des EBA zeigen zudem, dass ein relevanter Anteil der Güterwagen immer 
noch sehr hohe Geräuschemissionen hat. Es wird seit längerem darüber diskutiert, inwieweit lo-
kale Raddefekte wie Flachstellen, Aufschweißungen oder Ausbröckelungen eine Ursache für die  
objektiv noch vorhandenen erhöhten Emissionen und die anhaltenden Lärmbelästigungen sind  
und wie man diese Emissionen vermindern kann (vgl. die Forschungsprojekte und Untersuchun-
gen des UBA „Messung von Flachstellen und Ermittlung eines akustischen Instandhaltungskriteri-
ums – Abschlussbericht“, Texte | 59/2022, https://www.umweltbundesamt.de/system/files/me-
dien/479/publikationen/texte_59-2022_messung_von_flachstellen_und_ermittlung_eines_akusti-
schen_instandhaltungskriteriums_abschlussbericht.pdf und des Bundesverkehrsministeriums 
„Lärmmessung von Radformfehlern im Mittelrheintal: Erfassung von Radformfehlern auf Basis von 
radialen Abweichungen“ (EBA/BMV, 2017) sowie „Studie zur Quantifizierung von Flachstellen auf 
dem deutschen Schienennetz“, Januar 2023, https://www.bmv.de/Shared-
Docs/DE/Anlage/E/abschlussbericht-quantifizierung-flachstellen.pdf?__blob=publicationFile). 

Im Rahmen des Lärm-Monitorings hat nun das EBA die Firma Müller-BBM Rail Technologies mit 
einer Untersuchung beauftragt, mit denen seit März 2024 lokale Raddefekte radscharf detektiert 
und den jeweiligen Personen- und Güterwagen im Idealfall eindeutig zugeordnet werden können. 
Dazu wurden zwei Messstellen des Monitoring-Netzes mit den folgenden Zusatzeinrichtungen aus-
gestattet: 

• „Akustische Kenngrößen: Ausmaß des verursachten Lärms einer Flachstelle, 

• Dynamische Achslast: Krafteinwirkung des Rades inkl. Flachstelle ins Gleis, 

• Geometrischer Form des Raddefekts: tatsächliche Ausgestaltung des Defekts“ (Präsentati-
onsfolie 76), 

• Einrichtungen zur Identifizierung der Wagen mit optischer Erkennung der European Vehicle 
Number EVN bzw. Erfassung der RFID-Informationen von damit ausgestatteten Wagen. 
 

Untersuchungsergebnisse: 
Im Zeitraum Mai 2024 – Januar 2026 wurden erfasst: 

• „Knapp 200.000 Zugfahrten (davon 100.000 Güterzüge) 

• Knapp 3.000.000 Wagen (davon gut 2.000.000 Güterwagen)“ 
 

Die Messungen zeigen eine gute Korrelation zwischen der relativen Achslast7 und dem mittleren 
Vorbeifahrtpegel eines Wagens. Der Zusammenhang zwischen detektierter vermuteter Flachstelle 
wurde durch exemplarische visuelle Prüfung der Züge mit Flachstellen validiert. 

 
6  Die Präsentation zum Fachgespräch ist nicht allgemein verfügbar, kann aber bei Bedarf beim EBA angefordert werden. Der Ab-

schlussbericht soll im Laufe des Jahres veröffentlicht werden. 

7  relative Achslast = 100 * (dynamische Achslast/statische Achslast – 1); z.B. 100, wenn das Verhältnis der dynamischen Achslast zur 
statischen Achslast 2 beträgt. 

https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/366/dokumente/factsheet_best_practice_muv_pontevedra.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/366/dokumente/factsheet_best_practice_muv_pontevedra.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/479/publikationen/texte_59-2022_messung_von_flachstellen_und_ermittlung_eines_akustischen_instandhaltungskriteriums_abschlussbericht.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/479/publikationen/texte_59-2022_messung_von_flachstellen_und_ermittlung_eines_akustischen_instandhaltungskriteriums_abschlussbericht.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/479/publikationen/texte_59-2022_messung_von_flachstellen_und_ermittlung_eines_akustischen_instandhaltungskriteriums_abschlussbericht.pdf
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Anlage/E/abschlussbericht-quantifizierung-flachstellen.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Anlage/E/abschlussbericht-quantifizierung-flachstellen.pdf?__blob=publicationFile
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Jeder hundertste Personenwagen und jeder zehnte Güterwagen weisen eine deutliche Flachstelle 
auf. Eine deutliche Flachstelle liegt vor, wenn die relative Achslast mindestens 100 beträgt. Das 
führt zu einer Erhöhung des mittleren Vorbeifahrtpegels von 5,3 dB(A). Wagen mit einer relativen 
Achslast von 150 sind 7,5 dB(A) lauter. 

Von den Güterwagen mit K-Bremssohle haben 4 Prozent deutliche Flachstellen, bei den Wagen 
mit LL-Sohlen sind es 18 %. Das deckt sich mit den Ergebnissen des Lärm-Monitorings, dass LL-
Güterwagen im Mittel in etwa 3 dB(A) lauter sind als Wagen mit K-Sohlen. 

Durch die eindeutige Identifikation von Wagen war es ferner möglich, deren „Flachstellenge-
schichte“ zu verfolgen, wenn sie mehrfach an den zwei speziellen Messstellen vorbeigefahren 
sind. Es ergibt sich ein differenziertes Bild: Flachstellen können entstehen und dann mit der Zeit 
verschwinden. „Stärker ausgeprägte Flachstellen tendieren dazu über längere Zeit zu bestehen“. 
Durch die Wagenverfolgung konnte auch gezeigt werden, dass durch eine Wartung der Wagen mit 
starken oder sehr starken Flachstellen (relative Achslasten um die 150) die Emissionen um 
8 dB(A) und die relativen Achslasten fast auf 0 gesenkt werden konnten.  

Zentrales Ergebnis der Untersuchung ist, „dass an den Güterwagen mit den höchsten Vorbeifahrt-
pegeln regelmäßig Flachstellen gemessen werden. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass Flach-
stellen wesentlich zu den höchsten Vorbeifahrtpegeln beitragen.“ 

Damit ist die Aufgabe klar definiert – wie es ein Vertreter der Güterverkehrsbranche formulierte: 
Die Umrüstung der Güterwagen allein ist noch nicht das Ende der Lärmminderung. Die Verhinde-
rung (z.B. durch Gleitschutz) und die Beseitigung von Flachstellen führt zu einer weiteren deutli-
chen Reduzierung der Belastungen durch den Schienengüterverkehr. Es lohnt sich, über verbes-
serte Techniken und optimierte Verfahren nachzudenken, um dieses Potenzial zu heben. Dabei ist 
ganz wichtig, die Halter von Güterwagen einzubeziehen und durch die Quantifizierung/Monetarisie-
rung der positiven Nebeneffekte wie Erhöhung der Sicherheit oder Schonung des Oberbaus ein 
proaktives Wartungsregime auch als ökonomisch sinnvoll zu belegen.  

Das BMV hatte auf dieser Veranstaltung noch eine gute Nachricht parat. Eigentlich war angedacht, 
das Lärm-Monitoring Ende 2026 auslaufen zu lassen. Nun wird es trotz knapper Kassen weiterge-
führt. Die wichtigen Ergebnisse der Sonderuntersuchung zur radscharfen Detektion von Raddefek-
ten bestätigen dies als gute Entscheidung. 

 

2.8. Flächendeckende Verkehrsberuhigung in Berlin 

Das Berliner Planungsbüro STRATMO – Strategische Mobilitätsplanung Rammert & Hausigke 
GbR hat im Auftrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Abgeordnetenhaus von Berlin eine Me-
tastudie zu flächendeckenden Verkehrsberuhigungsmaßnahmen in Berlin erarbeitet. (STRATMO 
(2026): Verkehrsberuhigung in Berlin – Wissenschaftliche Metastudie zu Verkehrssicherheit, Ak-
zeptanz und öffentlichen Diskursen im Rahmen von flächendeckenden Verkehrsberuhigungsmaß-
nahmen in Berlin. Berlin: STRATMO – Strategische Mobilitätsplanung. 
https://doi.org/10.26128/2026.1, Februar 2026. 

Zusammenfassung: 

„Die Metastudie untersucht Wirkung, Wahrnehmung und gesellschaftliche Deutung flächendecken-
der Verkehrsberuhigung in Berlin. Auf Basis von Unfallanalysen, Befragungsdaten und Diskursaus-
wertungen wird erstmals ein integriertes Bild der Berliner Kiezblock-Erfahrungen gezeichnet. Die 
Ergebnisse zeigen: Verkehrsberuhigung führt zu messbaren Verbesserungen der Verkehrssi-
cherheit, Lärmentlastung und Aufenthaltsqualität. Besonders profitieren Kinder, ältere Men-
schen und der Fußverkehr. Zugleich prägen wiederkehrende Konfliktmuster – etwa zu Parkraum, 
Lieferverkehr und Rad-Fuß-Konflikten – die öffentliche Wahrnehmung. Die Akzeptanz hängt dabei 
weniger vom Quartier als von Mobilitätsprofilen, Gestaltungskohärenz und Beteiligungsqualität ab. 

Im europäischen Vergleich mit Barcelona, London und Paris bestätigen sich diese Wirkungsme-
chanismen: Flächenhafte, konsistent geplante Verkehrsberuhigung entfaltet nachhaltige Wirkung, 

https://doi.org/10.26128/2026.1
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wenn sie sozial rückgekoppelt, politisch legitimiert und kommunikativ begleitet wird. Für Berlin 
ergibt sich daraus die Notwendigkeit einer integrierten Strategie, die Sicherheit, Gestaltung und 
Governance zusammendenkt und auf Transparenz, Beteiligung und evidenzbasierte Kommunika-
tion setzt.“ 

Neben den methodischen Hinweisen thematisiert die Studie 

• die historische Entwicklung der Verkehrsberuhigung in Deutschland; 

• die Verkehrssicherheit in Berliner Kiezblocks; 

• Akzeptanz und Wahrnehmung durch die Bevölkerung; 

• Öffentlicher Diskurs und Wahrnehmungskonflikte; 

• Handlungsempfehlungen für Berlin. 

Die positiven Wirkungen für den Schutz vor Lärm fasst die Studie so zusammen (S. 65/66): 

„Die Auswertungen aller Befragungen zeigen, dass Lärm- und Verkehrsbelastungen in nahezu al-
len untersuchten Kiezen spürbar zurückgegangen sind. Unabhängig von lokal unterschiedlichen 
Ausgangsbedingungen und Maßnahmentypen berichten die Teilnehmenden von einer deutlichen 
Entlastung durch weniger motorisierten Verkehr – insbesondere in vormals stark vom Durchgangs-
verkehr betroffenen Straßenabschnitten.“ 

„In qualitativen Rückmeldungen wird häufig betont, dass Lärmreduktion und Verkehrsberuhigung 
als unmittelbar wahrnehmbare Alltagsveränderung wirken. Der Wegfall von Kfz-Durchgangsver-
kehr ermögliche bessere Kommunikation im Freien, offene Fenster bei Tag und Nacht sowie ein 
insgesamt „entspannteres Straßenklima“. Damit tragen Lärm- und Verkehrsreduktionen wesent-
lich zur Akzeptanz der Kiezblocks bei und gelten als sichtbarster Erfolg der Maßnahmen.“ 

 

2.9. Lärmrelevante Ergebnisse der Verkehrsministerkonferenz VMK am 
25./26.03.2026 

Die VMK hatte als einziges lärmrelevantes Thema in TOP 7.1 die Evaluation des Fluglärmgeset-
zes. Dazu liegen ein Bericht des BMV und der Beschluss der VMK vor.  

Der Bericht des Bundesministeriums für Verkehr 
(https://www.verkehrsministerkonferenz.de/VMK/DE/termine/sitzungen/26-03-25-26-vmk/26-03-26-
25-bericht-bmv-7.1.pdf?__blob=publicationFile&v=1) führt u.a. aus: 

„Das federführende Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit führt derzeit das 2. Evaluierungsverfahren zum FluLärmG durch. 

Gemäß § 2 Abs. 3 FluLärmG besteht alle zehn Jahre und damit für das Jahr 2027 eine Evaluie-
rungspflicht unter Berücksichtigung des Standes der Lärmwirkungsforschung und der Luftfahrt-
technik. Schwerpunkte des 2. Evaluierungsverfahren sind u.a. 

• die Schallwerte in den Lärmschutzbereichen, 

• eine Anpassung und Weiterentwicklung der Kostenerstattungs- und Entschädigungsregelun-
gen und 

• eine Überprüfung der baulichen Schallschutzanforderungen, insbesondere im Umfeld von lärm-
sensiblen Einrichtungen wie Kindertageseinrichtungen, Schulen und Krankenhäuser. 

Die Fertigstellung des 2. Evaluierungsberichtes der Bundesregierung zum FluLärmG, der dem 
Bundestag im Anschluss zugeleitet wird, ist für Oktober 2027 vorgesehen.“ 

Die VMK bemängelt aber vor allem, dass der 1. Evaluierungsbericht zum FluLärmG von 2019 
quasi folgenlos geblieben ist: 

„Die Verkehrsministerkonferenz verweist auf ihre vorangegangenen Beschlüsse zur Evaluierung 
des Fluglärmgesetzes aus den Frühjahrs- und Herbstsitzungen 2024 sowie vom 2./3. April 2025 
und stellt fest, dass ein Gesamtkonzept zur Umsetzung der Empfehlungen aus dem Evaluie-
rungsbericht von 20198 und eine konkrete Zeitplanung hinsichtlich der für den laufenden Vollzug 

 
8  siehe ALD-Newsletter 1/2019, Abschnitt 3.2. „Erster Bericht der Bundesregierung zur Evaluierung des Gesetzes zum Schutz gegen 

Fluglärm (Fluglärmgesetz)“: „Die Bundesregierung hat am 16.01.2019 ihren ersten Bericht zur Evaluierung des Fluglärmgesetztes 
von 2017 vorgelegt. Der Bericht war eigentlich Ende 2017 fällig, wegen der verzögerten Regierungsbildung erscheint er erst jetzt 

https://www.verkehrsministerkonferenz.de/VMK/DE/termine/sitzungen/26-03-25-26-vmk/26-03-26-25-bericht-bmv-7.1.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.verkehrsministerkonferenz.de/VMK/DE/termine/sitzungen/26-03-25-26-vmk/26-03-26-25-bericht-bmv-7.1.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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durch die Länder entscheidenden Rechtsverordnungen (1. bis 3. Fluglärmschutzverordnung) auch 
weiterhin nicht vorliegt. Im Interesse der lärmbetroffenen Bürgerinnen und Bürger bittet die Ver-
kehrsministerkonferenz nunmehr um eine beschleunigte Abarbeitung der ausstehenden Aufga-
ben.“ (Beschluss der VMK zu TOP 7.1, https://www.verkehrsministerkonfe-
renz.de/VMK/DE/termine/sitzungen/26-03-25-26-vmk/26-03-26-25-beschluss-
7.1.pdf?__blob=publicationFile&v=1) 

Auch aus Sicht des ALD hätte eine Umsetzung der Erkenntnisse der ersten Evaluierung Priorität 
vor weiteren Bewertungen. 

Neben dem hier beschriebenen TOP umfasste die VMK ein breites Bündel von verkehrspolitischen 
Themen. Aus Sicht einer – auch für den Schutz vor Lärm – nachhaltigen Verkehrswende sind die 
zahlreichen Tagesordnungspunkte relevant, die sich mit dem Zustand und der Zukunft des Schie-
nenverkehrs befassen, siehe u.a. den Bericht des BMV zur Zukunft der Bahn (TOP 5.11 „Zukunft 
des Schienenverkehrs in Deutschland“, https://www.verkehrsministerkonfe-
renz.de/VMK/DE/termine/sitzungen/26-03-25-26-vmk/26-03-26-25-bericht-bmv-
5.11.pdf?__blob=publicationFile&v=1. Das BMV stellt fest: 

„Der Schienenverkehr ist das Rückgrat einer erfolgreichen Mobilitätswende. Der Bund hat die 
mit einer zukunftssicheren Weiterentwicklung des Verkehrsträgers Schiene verbundenen Frage-
stellungen u.a. mit dem Zukunftsbündnis Schiene und der Beschleunigungskommission bereits 
umfassend und unter hochrangiger Beteiligung der Länder sowie in Zusammenarbeit mit dem Sek-
tor untersucht. Es gibt daher weniger ein Erkenntnis- als ein Umsetzungsproblem.“ 

 

2.10. Kein Bericht zur Novellierung der Verkehrslärmschutzverordnung 

Die ALD-Leitung erwartete mit Spannung den Bericht der Bundesregierung an den Deutschen 
Bundestag über die Durchführung der Verkehrslärmschutzverordnung, der spätestens 2025 erstat-
tet werden sollte (siehe dazu Punkt 2.4 im Newsletter 4/2025). Da der Bericht nach wie vor aus-
steht, wendete sich der ALD-Vorsitzende mit einer schriftlichen Nachfrage an das federführende 
Bundesverkehrsministerium (BMV).   

Im März wurde durch das BMV fernmündlich mitgeteilt, dass das Gutachten zu den Kostenfolgen 
von Änderungen der Anforderungen zum Schutz vor Lärm in der Verkehrslärmschutzverordnung 
verspätet beauftragt wurde. Es soll demnächst im BMV vorliegen. Offen blieb, ob und wann das 
Gutachten öffentlich zugänglich sein wird. Da das BMV in seine Auswertung eines seit 2023 vorlie-
genden Forschungsberichtes zum Änderungsbedarf bei der Verkehrslärmschutzverordnung auch 
eine Befragung der kommunalen Verwaltungen einbeziehen will, ist dieser Vorgang ebenfalls noch 
nicht abgeschlossen. Gleichwohl geht das BMV davon aus, dass die Evaluation in der ersten Jah-
reshälfte 2026 abgeschlossen werden kann und das Ergebnis vor der Sommerpause vorliegen 
wird. 

Die schriftliche Antwort aus dem BMV von Ende März ging nicht auf die vom ALD gestellten Fra-
gen ein, sondern wiederholte weitgehend wörtlich Passagen aus dem Bericht des BMV an die Ver-
kehrsministerkonferenz und auf die Kleine Anfrage der Linken in der Bundestagsdrucksache 
21/3993. Da der BMV auch der Bitte der Verkehrsministerkonferenz von Oktober 2025 nach einem 
weiteren Sachstandsbericht nicht folgte, drängt sich der Verdacht auf, dass der Schutz vor Stra-
ßenverkehrslärm in diesem Bundesministerium nicht angemessen behandelt wird. 

Der ALD wird weiter auf die Beantwortung seiner Fragen drängen. 

 

 

(https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Laermschutz/bericht_evaluierung_flugl aermgesetz_bf.pdf). Vorausge-
gangen war ein erster Entwurf des Berichts durch das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit BMU. Am 
10.04.2018 war die Länder- und Verbändebeteiligung zum Berichtsentwurf eingeleitet worden und der ALD hatte zum Berichtsentwurf 
Stellung bezogen. Die vollständige Stellungnahme ist auf der ALD-Internetseite zu finden:  
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-
Stellungnahmen/2018/Stellungnahme_Evaluation_FluLaermG.pdf. Der ALD hatte u.a. angemahnt, die Schwellenwerte für die Lärm-
schutzbereiche nach Maßgabe schon damals vorliegenden Erkenntnisse der Lärmwirkungsforschung deutlich zu senken.“ 

https://www.verkehrsministerkonferenz.de/VMK/DE/termine/sitzungen/26-03-25-26-vmk/26-03-26-25-beschluss-7.1.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.verkehrsministerkonferenz.de/VMK/DE/termine/sitzungen/26-03-25-26-vmk/26-03-26-25-beschluss-7.1.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.verkehrsministerkonferenz.de/VMK/DE/termine/sitzungen/26-03-25-26-vmk/26-03-26-25-beschluss-7.1.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.verkehrsministerkonferenz.de/VMK/DE/termine/sitzungen/26-03-25-26-vmk/26-03-26-25-bericht-bmv-5.11.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.verkehrsministerkonferenz.de/VMK/DE/termine/sitzungen/26-03-25-26-vmk/26-03-26-25-bericht-bmv-5.11.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.verkehrsministerkonferenz.de/VMK/DE/termine/sitzungen/26-03-25-26-vmk/26-03-26-25-bericht-bmv-5.11.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Laermschutz/bericht_evaluierung_flugl%20aermgesetz_bf.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2018/Stellungnahme_Evaluation_FluLaermG.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2018/Stellungnahme_Evaluation_FluLaermG.pdf
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2.11. Handbuch der Europäischen Kommission zur technischen Unterstützung der 
Lärmaktionsplanung 

Die Europäische Kommission hat im März 2026 ein Handbuch in englischer Sprache zur Verfü-
gung gestellt, das die Mitgliedstaaten und ihre zuständigen Behörden bei der Lärmaktionsplanung 
unterstützen soll (siehe: Directorate-General for Environment, Peeters, B., van Loon, R., Baten-
burg, H.-S. and Hooghwerff, J., Technical support for Noise Action Plans – Measures and tools for 
competent authorities to reduce environmental noise under the Environmental Noise Directive, 
Publications Office of the European Union, 2026, https://data.europa.eu/doi/10.2779/7739989) 
[European Commission (2026)]. 

Der Bericht enthält überwiegend bereits bekannte Maßnahmen, stellt sie aber mit aktuellen Bewer-
tungen hinsichtlich Beeinträchtigungswirkung, Geräuschreduktion, Kosten und weiteren Kriterien, 
wie Umsetzbarkeit, zusammen. Auch wird die Regulierung neuerer Schallquellen wie Drohnen vor-
gestellt. 

Kernelement und Beigabe zum Bericht ist eine Werkzeugkiste (in Form einer Exceldatei, unter 
dem Link https://circabc.europa.eu/ui/group/7ee2560e-7a0d-4e16-8c61-
f3a05ee2dd6f/library/4a5c9f95-d715-482c-8191-413d7858cb11), mit denen für bestimmte Aufga-
benstellungen (Anwendungsbereiche, Geräuschquellen) die Maßnahmen zusammengestellt wer-
den. Es kann jeweils gewählt werden, welche Bedeutung einzelnen Bewertungskriterien (Lärmre-
duktion, Kosten, Verfügbarkeit, Nebenwirkungen usw.) beigemessen wird. Die Abbildungen 2.2 
und 2.3 zeigen exemplarisch den Anwendungsfall „Straßenverkehrslärm“ in „Ballungsräumen“ mit 
der höchsten Gewichtung für die Lärmreduktion und sehr hoher Gewichtung bezüglich der Kosten 
(Abbildung 2.2). Für diesen Anwendungsfall werden 8 Maßnahmen vorgeschlagen, die nach Erfül-
lungsgrad der gewählten Kriterien aufgelistet werden (Abbildung 2.3). Zu den gewählten Maßnah-
men ist der Link zu den entsprechenden Maßnahmen im Handbuch hinzugefügt. 

 

Abbildung 2.2: Eingabemaske zur Maßnahmenbox des Berichts  
(Quelle [European Commission (2026)] 

 

https://data.europa.eu/doi/10.2779/7739989
https://circabc.europa.eu/ui/group/7ee2560e-7a0d-4e16-8c61-f3a05ee2dd6f/library/4a5c9f95-d715-482c-8191-413d7858cb11
https://circabc.europa.eu/ui/group/7ee2560e-7a0d-4e16-8c61-f3a05ee2dd6f/library/4a5c9f95-d715-482c-8191-413d7858cb11
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Abbildung 2.3: Resultierende Maßnahmen für den gewählten Anwendungsfall 
(Quelle [European Commission (2026)] 
 

Exemplarisch soll hier die Maßnahme „Regulierung von lauten Fahrzeugen“ (Abschnitt 4.2.6. des 
Handbuchs) vorgestellt werden, da diese an Bedeutung gewonnen hat und einige technische Neu-
erungen wie dem „Lärmblitzer“ (darüber wurde mehrfach im Newsletter berichtet) unterstützt wird. 
Sie ist auch deshalb diskussionswürdig, weil ihre Wirkung in den traditionellen Lärmaktionsplanun-
gen mit den Indikatoren Lden und Lnight nicht adäquat gewürdigt wird und auch eine legislative Um-
setzung bislang fehlt.  
Wesentliche Aussagen dieses Abschnitts sind: 

• „Im typischen städtischen Straßenverkehr ist ein kleiner Teil der Fahrzeuge deutlich oder 
übermäßig lauter als der Rest. Laut den Ergebnissen des EU-Forschungsprojekts NEMO ist 
1 % der Fahrzeuge 10 dB(A) lauter als die Mehrheit.“ 

• „Motorräder sind stark überrepräsentiert: Bei Motorrädern ist der Anteil lauter Fahrzeuge 
deutlich höher als bei Pkw; in Amsterdam zeigten 8 % der Motorräder Vorbeifahrtpegel ≥ 80 
dB(A), gegenüber 0,2 % der Autos. Bei Pkw sind Hochleistungsfahrzeuge (also Sportwagen) 
häufiger laut als andere, oft aufgrund von Modifikationen, obwohl solche Modifikationen auch 
bei weniger hochwertigen Fahrzeugen vorkommen.“ 

• „Fernerkundungstechnologie, also automatisierte Geräuschmessungen am Straßenrand, 
wurden in den letzten Jahren von mehreren Zulieferern entwickelt, wodurch die unbemannte 
Erkennung und Identifikation lauter Fahrzeuge technisch möglich ist. Automatisierte oder 
halbautomatisierte Durchsetzung (ein aus der Ferne überwachender Bearbeiter, der Au-
dio-/Videoaufnahmen lauter Fahrzeugereignisse bewertet) erfordern eine rechtliche Grund-
lage. Warnsysteme, die Display am Straßenrand nutzen, um laute Vorbeifahrten anzuzei-
gen, können das Fahrverhalten ebenfalls positiv beeinflussen.“ 

(Korrigierte Übersetzung mit dem Microsoft-Translator-Dienst) 

 

2.12. Die Stadt Bühl erstellt einen „Aktionsplan für Mobilität, Klima- und Lärm-
schutz“ 

In Zeiten, in denen es der Schutz vor Lärm schwer hat, sich in der öffentlichen Diskussion zu be-
haupten, stellt die Stadt Bühl eine bemerkenswerte Ausnahme dar, entwickelt sie doch einen „Akti-
onsplan für Mobilität, Klima- und Lärmschutz“. Bühl ist eine Große Kreisstadt in Baden-Württem-
berg, siehe https://www.buehl.de/aktionsplan-mkl: 

„Straßen, Wege und Plätze prägen unser tägliches Leben – sie verbinden Menschen, ermöglichen 
Bewegung und bestimmen maßgeblich die Lebensqualität in der Stadt. Doch wie sollen diese 

https://www.buehl.de/aktionsplan-mkl
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Räume in Zukunft gestaltet werden? Genau darum geht es im neuen Aktionsplan für Mobilität, 
Klima- und Lärmschutz der Stadt Bühl. 

In der Umsetzung dieses Plans ist ein zentrales Element die Beteiligung der Öffentlichkeit: Vom 
24. Oktober bis 23. November 2025 konnten sich alle Bühler online beteiligen, Maßnahmenvor-
schläge bewerten und eigene Ideen einbringen. 

In verschiedenen Workshops [26. Februar bis 5. März 2026 ] können sich die Bürger nun weiter in 
den Beteiligungsprozess einbringen und gemeinsam Schwerpunkte dafür setzen, bei welchen be-
reits priorisierten Maßnahmen die Umsetzung künftig besonders vorangetrieben werden soll.“ 

„In der zweiten Jahreshälfte wird der Gemeinderat über den Aktionsplan beraten und den weiteren 
Fahrplan beschließen. Damit beginnt dann die schrittweise Umsetzung eines Prozesses, der die 
nachhaltige Entwicklung der Stadt konsequent weiterführt.“ 

Eine detaillierte Analyse der Probleme und der Lösungsvorschläge ist dem Papier „Stärken, 
Schwächen und Handlungsbedarfe Allgemeine Mobilitäts- und Verkehrssituation“ 
(https://www.buehl.de/ceasy/resource/?id=10469&download=1) zu entnehmen. Dort wird auch die 
Lärmproblematik erläutert.  

So wird u.a. die bestehende Verkehrsmittelwahl (Motorisierter Individualverkehr 60,3 % der Wege, 
ÖPNV 5,1 %, Radfahren 19,8 %, Zufußgehen 14,8 %) negativ beurteilt: 

• „Modal Split im Fußverkehr und ÖPNV relativ gering (ca. halb so hoch wie Durchschnitt in 
Baden-Württemberg)  

• Modal Split im Kfz-Verkehr dominiert deutlich (rund 20% mehr Kfz-Selbstfahrer-An-
teil als Durchschnitt in Baden-Württemberg“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.buehl.de/ceasy/resource/?id=10469&download=1
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3.  AKTUELLES: TERMINE, VERÖFFENTLICHUNGEN, 
GERICHTSURTEILE, VORTRÄGE 

3.1. Das Verwaltungsgericht Köln kritisiert erneut die Stadt Köln wegen unzu-
reichenden Maßnahmen zur Beruhigung des Brüsseler Platzes – Der Rat der 
Stadt verlängert das bestehende Alkoholverbot 

Der Brüsseler Platz ist ein Dauerthema bei der Diskussion über Beeinträchtigungen durch nächtli-
chen Freizeit- und Außengastronomielärm. Er war wiederholt Gegenstand der ALD-Newsletter: 
• Nr. 4/2023 Abschnitt „3.10. Urteil des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-West-

falen (OVGNRW) zu den nächtlichen Geräuschbelastungen am Brüsseler Platz in Köln“,  

• Nr. 4/2024, Abschnitt „3.1. Nächtlicher Lärm am Brüsseler Platz in Köln: Bundesverwaltungs-
gericht bestätigt das Urteil des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen“). 

• Nr.2/2025, 3.3. Ausgewählte Berichte über Lärmprobleme in den Medien, „Und noch einmal: 
Lärmhotspot Brüsseler Platz in Köln WDR, 17.05.2025“ 

Der Kölner Stadt-Anzeiger hat dazu am 18.03.2026 berichtet („Verwaltungsgericht droht Stadt Köln 
mit Strafe wegen Brüsseler Platz“, https://www.ksta.de/koeln/koelner-innenstadt/laermschutz-ver-
waltungsgericht-droht-der-stadt-koeln-mit-strafe-wegen-bruesseler-platz-1245027): 

„Das Gericht kritisiert die mangelnde Geschwindigkeit, mit der die Stadt Köln Maßnahmen ergriffen 
hat, sowie deren Wirksamkeit. 

Im Verfahren um den nächtlichen Lärmschutz am Brüsseler Platz hat das Verwaltungsgericht Köln 
der Stadt Köln mit einer Strafe in Höhe von 5000 Euro gedroht. Wie die Stadt mitteilt, hat das Ge-
richt am 5. März beschlossen, dass ein solches Zwangsgeld festgesetzt werden kann, wenn die 
Stadt dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts NRW bis zum 15. Mai 2026 nicht nachkommt. 

Dieses hatte die Stadt Köln im September 2023 dazu verpflichtet, geeignete Maßnahmen zu tref-
fen, um die Einhaltung der gesetzlichen Nachtruhe von 22 bis 6 Uhr am Brüsseler Platz sicherzu-
stellen. Die dort festgestellten Lärmwerte hatten regelmäßig eine Grenze überschritten, ab der sie 
als gesundheitsschädigend gelten [Dauerschallpegel von 60 dB(A)]. 

Nach Ansicht des Verwaltungsgerichts Köln sind die Maßnahmen, die die Stadt bisher ergriffen 
hat, nicht ausreichend. Lärmmessungen aus Mai und Juli 2025 zeigten, dass die Grenzwerte wei-
terhin nicht eingehalten wurden. Zudem kritisierte das Gericht in seinem Beschluss, die Stadt 
würde die erforderlichen Maßnahmen nicht schnell genug umsetzen. 

Die Verwaltung der Stadt Köln plant, eine behördliche Verordnung für den Bereich des Brüsseler 
Platzes umzusetzen. Die Regelung sieht ein Alkoholkonsumverbot und Alkoholmitführverbot ab 21 
Uhr im Umfeld des Platzes vor. Ziel sei es, die Lärmbelastung so zu reduzieren, dass der maßgeb-
liche Wert zur Nachtruhe von 22 Uhr bis 6 Uhr eingehalten wird. Der Rat soll darüber am 19. März 
entscheiden.“ 

Laut dem Kölner Stadt-Anzeiger vom 20.03.2026 (https://www.ksta.de/koeln/koelner-
innenstadt/koelner-rat-verlaengert-alkoholverbot-am-bruesseler-platz-um-zwei-jahre-1248049) hat 
der Kölner Stadtrat wie folgt entschieden: 

„Das Alkoholverbot auf dem Brüsseler Platz zwischen 21 und 6 Uhr bleibt zumindest bis zum 31. 
März 2028 weitere zwei Jahre bestehen. Das hat der Kölner Stadtrat am Donnerstag in seiner Sit-
zung beschlossen, in der er eine neue Verordnung verabschiedete, weil die vorherige am 31. März 
2026 ausläuft. Die aktuelle Regel für das Alkoholverbot zwischen 21 und 6 Uhr gilt seit 30. Oktober 
2025. 

Damit ändert sich für die Besucherinnen und Besucher rund um den Platz im Belgischen Viertel 
nichts: Weiterhin dürfen sie zwischen 21 und 6 Uhr keine alkoholischen Getränke mitführen und 
trinken. Vor dem 30. Oktober hatte das Alkoholverbot ab 15. Mai für die Zeit zwischen 22 und 
6 Uhr gegolten. Ausgenommen sind nach wie vor die Außenterrassen der Gastronomen.“ 

Laut einer Pressemitteilung der Stadt vom 30. März 2026 hat die Bezirksregierung die entspre-
chende Ordnungsbehördliche Verordnung (OBV) für den Lärmschutz genehmigt 

https://www.ksta.de/koeln/koelner-innenstadt/laermschutz-verwaltungsgericht-droht-der-stadt-koeln-mit-strafe-wegen-bruesseler-platz-1245027
https://www.ksta.de/koeln/koelner-innenstadt/laermschutz-verwaltungsgericht-droht-der-stadt-koeln-mit-strafe-wegen-bruesseler-platz-1245027
https://www.ksta.de/themen/bruesseler-platz
https://www.ksta.de/koeln/koelner-innenstadt/koelner-rat-verlaengert-alkoholverbot-am-bruesseler-platz-um-zwei-jahre-1248049
https://www.ksta.de/koeln/koelner-innenstadt/koelner-rat-verlaengert-alkoholverbot-am-bruesseler-platz-um-zwei-jahre-1248049
https://www.ksta.de/koeln/koelner-innenstadt/bruesseler-platz-in-koeln-alkoholkonsumverbot-als-neue-loesung-1011128
https://www.ksta.de/themen/bruesseler-platz
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(https://www.stadt-koeln.de/politik-und-verwaltung/presseservice/bezirksregierung-genehmigt-
verordnung-fuer-den-laermschutz). Sie trat zum 01.04.2026 in Kraft. 

„Mit der OBV gilt das Alkoholkonsum- und Alkoholmitführverbot nach wie vor täglich von 21 bis 6 
Uhr. Diese Regelung soll den Gesundheitsschutz der Anwohner*innen und damit die Nachtruhe 
unmittelbar ab 22 Uhr gewährleisten. Es hatte sich gezeigt, dass ein Verbot erst ab 22 Uhr nicht 
ausreichend ist, da sich die Zahl der Platzbesucher*innen bei einem Verbotsbeginn ab 22 Uhr erst 
gegen 23 Uhr spürbar verringert. Mitarbeiter*innen des Ordnungsamtes überprüfen die Einhaltung 
der Regelung. Personen, die sich nicht daran halten, müssen mit einem Bußgeld rechnen.“ 

„Ergänzend hat der Rat beschlossen, dass die Verordnung befristet bis 31. März 2028 gelten soll. 
Des Weiteren soll die Verwaltung unter Berücksichtigung des Ratsbeschlusses "Außengastrono-
mie ist keine Partyzone" vom 27. Mai 2025 einen Vorschlag für das weitere Vorgehen zur Fortfüh-
rung, Anpassung oder Aufhebung der Regelungen erarbeiten und weiterhin in regelmäßigen Ab-
ständen Lärmmessungen vornehmen.“ 

Es bleibt abzuwarten, ob die getroffenen Maßnahmen wirklich geeignet sind, den ohnehin sehr ho-
hen Schwellenwert zum Schutz der Gesundheit einzuhalten.  

 

3.2. Ausgewählte Berichte über Lärmprobleme in den Medien 

Der Schutz vor Umgebungslärm findet zwar zurzeit kaum Beachtung in den überregionalen Medien. 
Jedoch gibt es auf regionaler Ebene zur Lärmaktionsplanung und zu Tempo 30 in den Innenstädten 
aktuell eine Fülle von Berichten, auf die der ALD im Folgenden gern aufmerksam macht.    

 

Längere Außengastronomie in den Berliner Ausgehvierteln geplant 

Laut einer Pressemitteilung der Senatskanzlei von Berlin am 10. März 2026 („Senat bringt neues 
Gaststättengesetz auf den Weg“, https://www.berlin.de/aktuelles/10254106-958090-senat-bringt-
neues-gaststaettengesetz-au.html) hat der Senat von Berlin den Entwurf eines neuen Gaststätten-
gesetzes verabschiedet. Der Entwurfstext ist bislang nicht öffentlich verfügbar, Einzelheiten wer-
den in den Medien dargestellt. Das Gesetz soll die Zulassung von Gaststätten erleichtern, aber 
auch die Nutzungszeiten für die Außengastronomie verlängern: 

„Restaurants, Cafés, Bars und Kneipen sollen ihre Gäste länger auch vor der Türe bedienen dür-
fen. Laut Entwurf wird die Außengastronomie in Ausgehvierteln künftig von Sonntag bis Donners-
tag bis 23 Uhr erlaubt, an Freitagen, Samstagen und vor Feiertagen bis 24 Uhr. Bisher ist in der 
Regel um 22 Uhr Schluss. Nach Angaben Giffeys [Berliner Wirtschaftssenatorin] gelten die Berei-
che als Ausgehviertel, in denen es eine Vielzahl von Bars, Restaurants und Clubs gibt und die be-
sonders abends und nachts viele Besucher mit üblicherweise höherer Geräuschkulisse verzeich-
nen. Als Beispiele nannte sie die Kastanienallee in Prenzlauer Berg, den Winterfeldtplatz in Schö-
neberg oder die Simon-Dach-Straße in Friedrichshain. Zusätzlich können Bezirke Bereiche festle-
gen, die als Ausgehviertel gelten. Voraussetzung für den längeren Betrieb ist, dass die Außengast-
ronomie nicht "als störend auffällt", wie es hieß. Bei hoher Lärmbelästigung für Anwohnenden 
können die Bezirke auch künftig Maßnahmen dagegen ergreifen und unter anderem die Öffnungs-
zeiten dieser Restaurants oder Kneipen begrenzen.“ (Hervorhebungen durch die Redaktion) 

Für die, die die Berliner Ausgehviertel kennen, wird es ein Rätsel sein, wo man nicht störende Aus-
gehviertel finden könnte. Es ist bekannt, dass bereits wenige Gäste ausreichen, damit die Immissi-
onsrichtwerte der TA Lärm in der lautesten Nachtstunde – als Anhaltswerte auch für die Außen-
gastronomie – überschritten werden. 

Das Gesetzesvorhaben hatte – auch bereits im Vorfeld – ein breites Medienecho gefunden, z.B.:  

Senat will Außengastronomie bis Mitternacht möglich machen 
RBB 24 vom 10.03.2026 
https://www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2026/03/gaststaetten-gesetz-gastronomie-berlin-toiletten-
aussengastro-au.html 

https://www.stadt-koeln.de/politik-und-verwaltung/presseservice/bezirksregierung-genehmigt-verordnung-fuer-den-laermschutz
https://www.stadt-koeln.de/politik-und-verwaltung/presseservice/bezirksregierung-genehmigt-verordnung-fuer-den-laermschutz
https://www.berlin.de/aktuelles/10254106-958090-senat-bringt-neues-gaststaettengesetz-au.html
https://www.berlin.de/aktuelles/10254106-958090-senat-bringt-neues-gaststaettengesetz-au.html
https://www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2026/03/gaststaetten-gesetz-gastronomie-berlin-toiletten-aussengastro-au.html
https://www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2026/03/gaststaetten-gesetz-gastronomie-berlin-toiletten-aussengastro-au.html
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Es kommentiert Christian: 
„Hoffentlich kommt dieser Gesetzentwurf nicht durch. Der Lärmschutz und die Nachtruhe von An-
wohnerinnen und Anwohnern sowie von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sollte meines Er-
achtens Vorrang haben. Wer nach 22 Uhr trinken oder Party machen will, der soll das bitte drin-
nen, also in den Kneipen oder Clubs von Berlin tun. Angebote gibt es mehr als genug.“ 

Was das neue Gaststättengesetz für Berlins Gastronomen und Gäste bedeutet 
Berliner Morgenpost vom 10.03.2026 
https://www.morgenpost.de/berlin/article411422987/was-das-neue-gaststaettengesetz-fuer-berlins-
gastronomen-und-gaeste-bedeutet.html  

„In den Rathäusern herrscht noch Verwirrung darüber, nach welchen Kriterien Ausgehviertel aus-
gewiesen werden sollen. Das Bezirksamt in Mitte erklärte, der Bezirk habe bislang keine Festle-
gung von Ausgehvierteln getroffen, und schob die Verantwortung zurück zum Senat. „Hierfür be-
darf es zunächst einer berlinweit gültigen Definition, was konkret unter einem sogenannten ‚Aus-
gehviertel‘ zu verstehen ist“, erklärte das Bezirksamt. Diese läge jedoch bislang nicht vor. Bezirks-
stadtrat Christopher Schriner (Grüne) sagte: „Die Nutzung von unbestimmten Rechtsbegriffen bei 
neuen Gesetzen ist im Verwaltungsalltag selten hilfreich.“ 

„Der Gesetzentwurf muss noch in den Rat der Bürgermeister und natürlich durch das Berliner Ab-
geordnetenhaus. Änderungen sind dort noch zu erwarten. Laut Giffey ist geplant, das Gesetz in 
der letzten Plenarsitzung vor der Sommerpause am 2. Juli zu verabschieden.“ 

Neues Gaststättengesetz: Berliner Gastronomie soll länger draußen öffnen dürfen 
Berliner Zeitung vom 23.01.2026 
https://www.berliner-zeitung.de/news/neues-gaststaettengesetz-berliner-gastronomie-soll-laenger-
draussen-oeffnen-duerfen-li.10015697 

Tagesspiegel Checkpoint vom Donnerstag, 05.03.20269 
Tagesspiegel Lesende konnten zur Frage „Sollte man draußen bis 0 Uhr Bier trinken können?“ 
Stellung nehmen. Von den 2.719 Beteiligten  

• stimmten 48 % dafür: Perfekt für laue Sommernächte,  

• 48 % dagegen: Berlin ist schon laut genug“. 

Berlin plant für 2026 ein eigenes Gaststättengesetz  
Die ZEIT vom 25. Dezember 2025  
https://www.zeit.de/news/2025-12/25/berlin-plant-fuer-2026-ein-eigenes-gaststaettengesetz 

 

 

Quietschende Straßenbahnen in Berlin 
Checkpoint des Berliner Tagesspiegel vom 20.03.2026 

Die Online-Information Checkpoint des Berliner Tagesspiegel berichtete am 20.03.2026 unter dem 
Link https://checkpoint.tagesspiegel.de/telegramm/7jYkso3cTP2uhYW24P8aji?utm_me-
dium=social-button-nl-web über die Quietschgeräusche bei den modernsten (!) Straßenbahnen in 
Berlin: 

„Bei der Straßenbahn läuft’s derzeit nicht wie geschmiert. Ein Schmierstoff, der das nervige Quiet-
schen etwa in Kurven verhindern soll, hat sich als ungeeignet erwiesen  […]. Außerdem wurde erst 
etwa die Hälfte der modernsten, aber besonders quietsch-affinen Flexity-Bahnen mit Schmiergerä-
ten für die Räder nachgerüstet.“ 

 

 

 

 
9  Nicht kostenfrei verfügbar 

https://www.morgenpost.de/berlin/article411422987/was-das-neue-gaststaettengesetz-fuer-berlins-gastronomen-und-gaeste-bedeutet.html
https://www.morgenpost.de/berlin/article411422987/was-das-neue-gaststaettengesetz-fuer-berlins-gastronomen-und-gaeste-bedeutet.html
https://www.berliner-zeitung.de/news/neues-gaststaettengesetz-berliner-gastronomie-soll-laenger-draussen-oeffnen-duerfen-li.10015697
https://www.berliner-zeitung.de/news/neues-gaststaettengesetz-berliner-gastronomie-soll-laenger-draussen-oeffnen-duerfen-li.10015697
https://www.zeit.de/news/2025-12/25/berlin-plant-fuer-2026-ein-eigenes-gaststaettengesetz
https://checkpoint.tagesspiegel.de/telegramm/7jYkso3cTP2uhYW24P8aji?utm_medium=social-button-nl-web
https://checkpoint.tagesspiegel.de/telegramm/7jYkso3cTP2uhYW24P8aji?utm_medium=social-button-nl-web
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Aktuelle Langzeitmessungen des Gesamtlärms im Projekt LärmLAB der Technischen Hoch-
schule Mittelhessen (THM) 

Das Projekt LärmLAB (https://www.lärmlab.de) hat ein breites mediales Echo gefunden.  

So berichtete die Hessenschau am 14.03.2026 unter dem Titel „Lärm in Osthessen oft über WHO-
Empfehlungen“ über das Projekt (https://www.hessenschau.de/panorama/laerm-in-osthessen-liegt-
oft-ueber-who-empfehlungen-v1,laerm-lab-100.html). 

Auch die Online-Plattform Smartup-News stellt es detailliert vor („Verkehrslärm oft unterschätzt – 
KI zeigt die wahre Belastung vor Ort“, 29.03.2026, https://smartup-news.de/technologie/ver-
kehrslaerm-oft-unterschaetzt-ki-zeigt-wahre-belastung-vor-ort/).  

Zudem hat der Projektleiter Prof. Dr. Thomas Steffens von der Technischen Hochschule Mittelhes-
sen auf der DAGA 2026 in Dresden in der Sitzung „Lärmschutz 2 – Umgebungslärm“ das Projekt 
vorgestellt. 

Das Projekt sieht Langzeitmessungen des gesamten Umgebungsgeräusches an 68 Mespunkten in 
den acht osthessischen Gemeinden Bebra, Bad Hersfeld, Burghaun, Haunetal, Hauneck, Ludwig-
sau, Ronshausen und Wildeck vor. Die Gemeinden liegen im Bereich der neu geplanten ICE-
Strecke Fulda-Gerstungen. Parallel werden die Verkehrsmengen des Straßen- und Schienenver-
kehrs sowie meteorologische Daten ermittelt. Das Projekt wird mit 1,13 Millionen Euro vom Hessi-
schen Ministerium für Digitalisierung und Innovation durch eine Förderung aus dem Programm 
„Starke Heimat Hessen“ gefördert. Mit Hilfe von KI sollen die Geräuschbelastungen den jeweiligen 
Quellen – differenziert nach Fahrzeugarten – zugeordnet werden.  

Die Messungen laufen seit etwa Ende Mai 2025 und sollen mindestens bis zum Jahresende 2026 
fortgesetzt werden. Gemessen wird der Momentanpegel Lp(t) über die Zeit t und daraus Mitte-
lungs- und  Beurteilungspegel, die europäische Indizes Lden und Lnight sowie zeitabschnittsbezo-
gene Maximalpegel abgeleitet. 

Die bislang lauteste Nacht war der 31.12.2025, die vom Silvesterkrach dominiert wurde. Am Mess-
punkt Bahnhofsvorplatz in Bad Hersfeld betrug der Lden 83,9dB(A) und der Lnight 78,6 dB(A) (vom 
01.01. bis zum 30.2.2025 in etwa 55 dB(A)). Der Jahres-Lnight wird dadurch um 2 dB(A) auf 57,1 
dB(A) angehoben.  

Der Einfluss der silvesterbedingten Geräusche ist relativ deutlich und gut quantifizierbar. Die Auf-
schlüsselung nach anderen Quellen des Umgebungslärms ist weitaus komplexer. Sie soll mit Hilfe 
der KI gelöst werden. 

Das Projekt macht auch deutlich, dass Langzeitmessungen des Gesamtgeräusches und seine Auf-
schlüsselung nach der Quellenarten einer besseren Normierung bedürfen. Hierzu könnte das Pro-
jekt wichtige Hinweise liefern. 

Ein weiteres wichtiges Ergebnis des Projekts ist der Vergleich von realen Geräuschmessungen 
und Prognosemodellen. Dazu Smartup-News: 

„Modelle unterschätzen Verkehrslärm im Alltag 

Die langfristigen Messungen zeigen, wie stark einzelne Faktoren wirken. In Wirklichkeit ist die 
Lärmbelastung viel höher als viele Modelle annehmen: 

• Staus erhöhen die Lautstärke deutlich 
• Zu schnelles Fahren verstärkt den Geräuschpegel 
• Einzelne Ereignisse können den Durchschnitt stark beeinflussen 

Solche Effekte fließen in klassischen Berechnungen oft kaum ein. Die neuen Daten bilden die Rea-
lität besser ab. Für viele Orte bedeutet das: Die Belastung ist höher als bisher angenommen.“ 

Sollte sich dieses Ergebnis konsolidieren, hätte dies Folgen für die Bewertung der Prognosemo-
delle. 

 

https://www.lärmlab.de/
https://www.hessenschau.de/panorama/laerm-in-osthessen-liegt-oft-ueber-who-empfehlungen-v1,laerm-lab-100.html
https://www.hessenschau.de/panorama/laerm-in-osthessen-liegt-oft-ueber-who-empfehlungen-v1,laerm-lab-100.html
https://smartup-news.de/technologie/verkehrslaerm-oft-unterschaetzt-ki-zeigt-wahre-belastung-vor-ort/
https://smartup-news.de/technologie/verkehrslaerm-oft-unterschaetzt-ki-zeigt-wahre-belastung-vor-ort/
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„Straßenlärm kann bereits nach einer einzigen Nacht Herz-Kreislauf-System schädigen“ 

Unter diesem Titel hat die Universität Mainz am 26.02.2026 über aktuelle Forschungsergebnisse 
berichtet (https://www.unimedizin-mainz.de/newsroom/neuigkeiten/aktuelle-
meldungen/newsdetail/article/strassenlaerm-kann-bereits-nach-einer-einzigen-nacht-herz-kreis-
lauf-system-schaedigen.html). 

„Studie der Universitätsmedizin Mainz zeigt, dass selbst relativ geringer Lärm messbare Stressre-
aktionen auslöst. 

Schon eine einzige Nacht mit mäßigem Straßenverkehrslärm bei vergleichsweise niedriger Belas-
tung erhöht die Herzfrequenz, geht mit Veränderungen in Proteinen einher, die an Immun- und 
Stresssignalwegen beteiligt sind, und kann die Gefäßfunktion sowie die Schlafqualität beeinträchti-
gen. Das haben Forschende der Universitätsmedizin Mainz in einer kontrollierten Humanstudie an-
hand von Herz-Kreislauf-Messungen und Blutanalysen herausgefunden. Damit liefern sie experi-
mentelle Hinweise auf biologische Mechanismen, die den Zusammenhang zwischen Straßenver-
kehrslärm und Herz-Kreislauf-Erkrankungen erklären könnten. Die Studie ist in der Fachzeit-
schrift Cardiovascular Research veröffentlicht worden.“ 

„Die Studienautoren plädieren für konsequente Lärmschutzmaßnahmen, wie beispielsweise 
Tempo 30 innerorts und mehr Grünflächen als natürlichen Schallschutzpuffer. „Lärmschutz ist 
Herzschutz“, betont Professor Münzel. „Jede Dezibel-Reduktion bedeutet weniger Stress für Ge-
fäße, weniger Entzündung im Blut – und langfristig weniger Herzinfarkte und Schlaganfälle. Stadt-
planung ist damit keine ästhetische Frage, sondern eine kardiovaskuläre Präventionsstrategie. Ge-
sunde Städte sind leise Städte.“ 

Auch frühere epidemiologische Untersuchungen zeigten bereits, dass das relative Risiko für Herz-
Kreislau-Erkrankungen durch Verkehrslärm mit der Wohndauer in einer belasteten Situation stark 
ansteigt. Die Mainzer Studie weist auf den bislang wenig erforschten Zusammenhang von akuten 
und chronischen Folgen von Geräuschbelastungen hin.  
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on vascular function, sleep, and proteomic signatures in healthy adults, Cardiovascular Re-
search (2026) 

DOI: https://doi.org/10.1093/cvr/cvag028 

Prof. Münzel hat in einem Interview in der Print-Version des Spiegels (Spiegel Nr. 5 /2026 „Wir ver-
schleiern die wahre Gefahr fürs Herz“) besonders auf das Zusammenwirken von Verkehrslärm und 
Feinstaub hingewiesen: 

„In der Forschung haben wir ein Ziel, das wir herzgesunde Stadt nennen. Das wäre eine Stadt aus 
der die Autos weitgehend verbannt sind“ 
Und „30 % der Stadtfläche müssten aus Grünflächen bestehen, die den Lärm und den Feinstaub“ 
schlucken.  
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Bürgerinnen und Bürger in Münster (Hessen) lehnen den Bau von Lärmschutzwänden an 
der Bahnlinie durch ihren Ort ab.  

Im Rahmen des seit 1999 bestehenden freiwilligen Bundes-Programms „Lärmsanierung an be-
stehenden Schienenwegen des Bundes“ hatte die Deutsche Bahn an der Strecke 3557 von 
Darmstadt – Aschaffenburg im Bereich der Gemeinde Münster10 zwei Schallschutzwände mit einer 
Gesamtlänge von 2,162 km und einer Höhe von 2,5 m geplant (siehe https://laermsanierung.deut-
schebahn.com/karte/index.html#/details/06347).  

Die Gemeindevertreter hatten am 24. März 2025 dem Bau der Wände mehrheitlich zugestimmt. 
Diese Entscheidung hatte „zu teils heftigen Reaktionen in der Bürgerschaft und zu vielen Diskussi-
onen geführt. Von einem Votum "gegen die Mehrheit der Bevölkerung" oder von einem "undemo-
kratischen Beschluss" war unter anderem die Rede.“ („Darmstädter Echo“ vom 29.10.2025).  

„Nachdem drei Bürger aus Münster und Altheim ein Bürgerbegehren auf den Weg gebracht hatten, 
der Hessische Städte- und Gemeindebund das Anliegen geprüft und für rechtlich zulässig erklärt 
hat, war der Weg frei für einen Bürgerentscheid.“ Dieser hat am 15. März 2026 stattgefunden. Es 
war die Frage „Sind Sie dafür, den Beschluss der Gemeindevertretung vom 24.03.2025 zum Bau 
einer Lärmschutzwand durch die Deutsche Bahn AG aufzuheben?“ zu beantworten.  

„Die Wand, deren Bau etwa 5 Millionen Euro kostet und vom Bund bezahlt wird, könnte die Schall-
emission um drei bis vier Dezibel reduzieren.“ Gegner und Gegnerinnen der Schallschutzwand ar-
gumentieren, dass sie der dauerhafte Anblick der drei Meter hohen Barriere inmitten der Land-
schaft mehr störe als die gelegentlichen Geräusche der Bahn. Darüber hinaus werde die parallel 
zur Bahn verlaufende Bundesstraße 26 nicht berücksichtigt. Eine Schallschutzwand sei dort sinn- 
und wirkungsvoller, da der Verkehrslärm der viel befahrenen B26 ohne Schutzwand weiterhin vor 
allem den Ortsteil Altheim treffe. (Frankfurter Rundschau, vom 19.01.2026, https://www.fr.de/rhein-
main/darmstadt/widerstand-gegen-laermschutz-an-bahnstrecke-im-suedhessischen-muenster-
94129601.html).  

„Mitarbeiter der Bahntochter „DB Infra-GO“ [hatten den Widerstand gegen die Wand] als „absolute 
Ausnahme“ bezeichnet“ Man habe Ähnliches nur einmal in einer Gemeinde im Saarland erlebt.“ 

Das Ergebnis des Bürgerentscheides war dann sogar Thema der ARD-Tagesschau vom 
16.03.2026 (https://www.tagesschau.de/inland/regional/hessen/hr-der-blanke-wahnsinn-
laermschutz-gegner-in-muenster-feiern-erfolg-bei-kommunalwahl-100.html). 

Unter dem Titel "Der blanke Wahnsinn“: Lärmschutz-Gegner in Münster feiern Erfolg. Bei der Kom-
munalwahl wurde das Ergebnis des Bürgerentscheids bekanntgegeben: 73,5 Prozent stimmten bei 
einer Beteiligung von 58,49 % gegen die Lärmschutzwand. Die Organisatoren des Bürgerent-
scheids waren zudem bei den gleichzeitig stattfindenden Kommunalwahlen mit ihrer Wählerge-
meinschaft "Klar!" angetreten und hatten aus dem Stand 17,31 % erreicht. 

Die Frankfurter Rundschau (siehe oben) hatte schon im Januar 2026 angemerkt „Die Initiative hat 

auch Fragen aufgeworfen, deren Strahlkraft in die ganze Republik hineinwirken kann. Was, wenn 
die Ergebnisse standardisierter Berechnungen nicht mit den realen Bedürfnissen aller Menschen 
übereinstimmen?“ 

Dieser Einschätzung der Frankfurter Rundschau kann der ALD nicht folgen. Nicht die Ergeb-
nisse der standardisierten Berechnungen sind das Problem, sondern der Umstand, dass die Be-
rechnung lediglich den Eisenbahnverkehr berücksichtigt, die Geräuschbelastung durch den Ver-
kehr auf der parallellaufenden Bundesstraße jedoch ausblendet. Aus den Lärmkarten für den Be-
reich Münster (Hessen) und Altheim lässt sich unschwer erkennen, dass die Geräuschimmissionen 
der Bundesstraße in Altheim deutlich höher ausfallen als die Geräuschimmission durch den Schie-
nenverkehr. Der ALD setzt sich dafür ein, dass in solchen Fällen die Maßnahmen zum Schutz vor 
Lärm unter Berücksichtigung aller Verkehrslärmquellen geplant und ausgeführt werden. Weiterhin 
zeigt der Bürgerentscheid auch, dass die Akzeptanz einer Schallschutzwand in der betroffenen Be-
völkerung nicht allein davon abhängt, um wieviel Dezibel sie den Lärm reduzieren kann, sondern 

 
10  Die Gemeinde Münster in Hessen besteht aus den Ortsteilen Münster und Breitefeld (nördlich der Bahnlinie) sowie Altheim (südlich 

der Bahnlinie). 
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auch davon, in welcher Umgebung sie wie gestaltet ist und inwieweit die Lärmbetroffenen dabei 
informiert und eingebunden werden. Engagement aller Beteiligten und Mitwirkung von Betroffenen 
sind wesentliche Bausteine eines erfolgreichen Immissionsschutzes. 

 

 

„Mann schlägt Nachbarn, weil dieser zu laut sein Schnitzel klopft“  

Mitunter finden eher skurrile Ereignisse zum Thema Lärm die Aufmerksamkeit auch bundesweiter 
Medien. So hat Spiegel Online unter dem Link  
https://www.spiegel.de/panorama/geiselhoering-mann-schlaegt-nachbarn-weil-dieser-zu-laut-sein-
schnitzel-klopft-a-7da0bc1a-a428-49fe-8b73-be236b449f3d?sara_ref=re-so-app-sh am 19.04.2026 
unter der genannten Überschrift berichtet: 

„Weil ein Mann sein Schnitzel zu laut geklopft haben soll, ist er von seinem Nachbarn in Bay-
ern beleidigt und geschlagen worden. Der Vorfall ereignete sich am Samstagabend in Geiselhöring 
im Landkreis Straubing-Bogen. 
Der 61-jährige Mitbewohner aus dem Mehrfamilienhaus sei zu dem Hobbykoch gegangen und 
habe diesen beleidigt und mit der flachen Hand ins Gesicht geschlagen, teilte die Polizei mit. 
Die Beamten wurden zu Hilfe gerufen. Sie nahmen die Körperverletzung auf und trennten die bei-
den voneinander. 
Was aus dem Schnitzel wurde, teilte die Polizei nicht mit.“ 

 

 

Auch die folgende Nachricht von Beck-Aktuell handelt von einer eher ungewöhnlichen „Lärm-
quelle“ und ihrer wohl kontroversen Bewertung: 
„Zu laute Schreie – Geburtsraum darf nicht mehr genutzt werden 
Ein neues Geburtshaus in Trier bangt nach einem Rechtsstreit um seine Zukunft: Die Einrichtung 
darf ihren großen Geburtsraum nach der Klage eines Nachbarn wegen angeblich lauter Schreie 
von Gebärenden nicht mehr für Entbindungen nutzen.“ 

„Ein Nachbar hatte sich wegen Lärms belästigt gefühlt. Seine Wohnung liegt etwa zehn Meter von 
dem Geburtszimmer entfernt. Daher hatte der Mann laut VG Trier gegen eine von der Stadt Trier 
erteilte Baugenehmigung zur Umnutzung von Studentenwohnungen in ein Geburtshaus geklagt. 
Das Geburtshaus hatte im Sommer 2025 eröffnet. 

In einer mündlichen Verhandlung hatte das Gericht jüngst darauf hingewiesen, dass bei diesem 
Raum bei der Erteilung der Baugenehmigung möglicherweise die Nachbarrechte nicht genügend 
berücksichtigt worden seien. So habe es vorher dort keine Schallmessungen zum Nachbarn gege-
ben. Fakt sei, dass sich dieser Geburtsraum an einer Engstelle zum Nachbarn befinde. 
Nach diesem Hinweis hatte sich der Bauträger des Geburtshauses bereit erklärt, den Raum nicht 
mehr als Geburtsraum, sondern als Vorsorgeraum zu nutzen. Daraufhin hätten die Beteiligten den 
Rechtsstreit für erledigt erklärt, sagte eine Gerichtssprecherin. Daher habe es auch kein Urteil vom 
Gericht gegeben.“ 

Quelle:  
Geburtsraum darf nicht mehr genutzt werden. beck-aktuell, 17.03.2026 (abgerufen am: 21.04.2026 
von https://www.beck-aktuell.de/node/195506)  
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